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2010 
Gesetz 

üher die Freiheit des Zugangs zu Informationen 
für das Land Nordrhein-Westfalen 

(Informationsfreiheitsgesetz 
Nordrhein-Westfalen -IFG NRW) 

Vom 27. November 2001 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiel:mit verkündet wird: 

§ 1 
§ !~ 
§ ;3 
§ 4 
§ ;j 

§ 6 

§ 'i 

§ 8 

§ 9 
§ 10 
§ 11 
§ 12 
§1:3 

Inhaltsverzeichnis 
Zweck des Gesetzes 
Anwendungsbereich 
Begriffsbestimmungen 
Informationsrecht 
Verfahren 
Schutz öffentlicher Belange und der Rechtsdurch­
setzung 
Schutz des behördlichen Entscheidungsbildungs­
prozesses 
Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen 
Schutz personenbezogener Daten 
Einwilligung der betroffenen Person 
Kosten 
Veröffentlichungspflichten 
Beauftragte oder Beauftragter für das Recht auf 
Information 

§ H Überprüfung der Auswirkungen des Gesetzes 
§ 15 In-Kraft-Treten 

§ 1 
Zweck des Gesetzes 

Zweck dieses Gesetzes ist es, den freien Zugang zu den 
bei den öffentlichen Stellen vorhandenen Informationen 
zu gewährleisten und die grundlegenden Voraussetzun­
gen festzulegen, unter denen derartige Informationen 
zugänglich gemacht werden sollen. 

§ 2 
Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Verwaltungstätigkeit der 
Behörden, Einrichtungen und sonstigen öffentlichen 
StEllen des Landes. der Gemeinden und Gemeindever­
bände sowie der sonstigen der Aufsicht des Landes 
unterstehenden juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts und deren Vereinigungen (öffentliche Stellen). 
Behörde im Sinne dieses Gesetzes ist jede Stelle, die 
Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahrnimmt. 

(2) Für den Landtag und für die Gerichte sowie für die 
Behörden der Staatsanwaltschaft gilt dieses Gesetz, 
soweit sie Verwaltungsaufgaben wahrnehmen. Entspre­
chendes gilt für den Landesrechnungshof und die Staatli­
chen Rechnungsprüfungsämter. 

(3) Für Forschungseinrichtungen, Hochschulen und 
Prüfungseinrichtungen gilt dieses Gesetz nur, soweit sie 
nicht im Bereich von Forschung, Lehre, Leistungsbeur­
teilungen und Prüfungen tätig werden. 

(4:) Sofern eine natürliche oder juristische Person des 
Privatrechts öffentlich-rechtliche Aufgaben wahrnimmt, 
gilt sie als Behörde im Sinne dieses Gesetzes. 

§ 3 

Begriffsbestimmungen 

Informationen im Sinne dieses Gesetzes sind alle in 
Schrift-, Bild-, Ton- oder Datenverarbeitungsform oder 
auf sonstigen Informationsträgern vorhandenen Informa­
tionen, die im dienstlichen Zusammenhang erlangt wur­
den. Informationsträger sind alle Medien, die Informatio­
nen in Schrift-, Bild-, Ton- oder Datenverarbeitungsform 
oder in sonstiger Form speichern können. 

§4 
· Informationsrecht 

(1) Jede natürliche Person hat nach Maßgabe dieses 
Gesetzes gegenüber den in § 2 genannten Stellen An-

spruch auf Zugang zu den bei der Stelle vorhandenen 
amtlichen Informationen. ; 

(2) Soweit besondere Rechtsvorschriften über den Zu­
gang zu amtlichen Informationen, die Auskunftserteilung 
oder die Gewährung von Akteneinsicht bestehen, gehen 
sie den Vorschriften dieses Gesetzes vor. Im Rahmen 
dieses Gesetzes entfällt die Pflicht zur Amtsverschwie­
genheit. 

§ 5 
Verfahren 

(1) Der Zugang zu den bei den öffentlichen Stellen 
vorhandenen Informationen wird auf Ant~ag gewährt. 
Der Antrag kann schriftlich, mündlich oder in elektroni­
scher Form gestellt werden. Er muss hinreichend be­
stimmt sein und insbesondere erkennen lassen, auf wel­
che Informationen er gerichtet ist. Anträge auf Zugang zu 
amtlichen Informationen der Verwaltungstätigkeit von 
Schulen sind in inneren Schulangelegenheiten an die 
Schulaufsicht, in äußeren Schulangelegenheiten an die 
Schulträger zu richten. Begehrt die Antragstellerin oder 
der Antragsteller eine bestimmte Art des Informationszu­
gangs, so darf nur dann eine andere Art bestimmt werden, 
wenn hierfür ein wichtiger Grund vorliegt. 

(2)Die Information soll unverzüglich, spätestens inner­
halb eines Monats nach Antragstellung, zugänglich ge­
macht werden. Die inhaltliche Richtigkeit der Informa­
tion ist nicht zu überprüfen. Die Ablehnung eines Antra­
ges nach Absatz 1 oder die Beschränkung des beantragten 
Zugangs zu einer Information ist schriftlich zu erteilen 
und zu begründen; bei mündlicher Antragstellung gilt die 
Schriftform nur auf ausdrückliches Verlangen der An­
tragstellerin oder des Antragstellers. Die informationssu­
chende Person ist im Falle der Ablehnung auch auf ihr 
Recht nach § 13 Abs. 2 hinzuweisen. 

(3) Ist die Gewährung des Informationszugangs von der 
Einwilligung einer betroffenen Person abhängig, gilt 
diese Einwilligung als verweigert, wenn sie :nicht inner­
halb eines Monats nach Anfrage durch die öffentliche 
Stelle vorliegt. 

(4) Der Antrag kann abgelehnt werden, wenn die 
Information der Antragstellerin oder dem Antragsteller 
bereits zur Verfügung gestellt worden ist oder wenn sich 
die Antragstellerin oder der Antragsteller die Informa­
tion in zumutbarer Weise aus allgemein zugänglichen 
Quellen beschaffen kann. · 

(5) Bei Anträgen, die von mehr als 20 Personen auf 
Dnterschriftenlisten unterzeichnet oder in Form verviel­
fältigter gleichlautender Texte eingereicht werden 
(gleichförmige Anträge), gelten die §§ 17 und 19 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes entsprechend. Sind mehr 
als 20 Personen aufzufordern, einen gemeinsamen Vertre­
ter zu bestellen. kann die öffentliche Stelle die Aufforde­
rung ortsüblich bekanntmachen. 

§ 6 
Schutz öffentlicher Belange 
und der Rechtsdurchsetzung 

Der Antrag auf Informationszugang ist abzulehnen, 
soweit und solange 

a) · das Bekanntwerden der Information die Landesvertei­
digung, die internationalen Beziehungen, die Bezie­
hungen zum Bund oder zu einem Land oder die 
öffentliche Sicherheit oder Ordnung, insb.esondere die 
Tätigkeit der Polizei, des Verfassungsschutzes, der 
Staatsanwaltschaften oder der Behörden des Straf­
und lVIaßregelvollzugs einschließlich ihrer Aufsichts­
behörden beeinträchtigen würde oder 

b) durch die Bekanntgabe der Information: der Verfah­
rensablauf eines anhängigen Verwaltungsverfahrens, 
eines Ordnungs\vidrigkeitenverfahrens, eines Diszi­
plinarverfahrens oder der Erfolg einer bevorstehenden 
behördlichen Maßnahme erheblich beeinträchtigt 
würde oder 

c) durch das Bekanntwerden der Information Angaben 
und Mitteilungen öffentlicher Stellen des Bundes oder 
anderer Länder ohne deren Zustimmung offenbart 
würden. · 
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Entsprechendes gilt, wenn konkrete Anhaltspunkte · 
dafür bestehen, dass die Information zu einer Gefähr­
dur:g der öffentliche:i Sicherheit oder Ordnung miss­
bräuchlich verwendet werden soil. 

§ 7 
Schutz des behördlichen 

Entscheid lil1gs bild ungsprozesses 

(1) Der Antrag auf Informationszugang ist abzulehnen 
:ür E:itwürfe zu Entscheidungen, für Arbeiten und 
Beschlüsse zu ihrer u!1mittelbaren Vorbereitung sowie 
für Pro:okolle vertraulicher Beratungen. 

(2) Der Antrag soll abgelehnt werden, wenn 

a) sich der Inhalt der Information auf der: Prozess der 
Willensbildung im:erhalb von und zwischen öffentli­
chen Stellen bezieht oder 

b) das Bekanntwerden des fahalts der Information die 
Funktionsfähigkeit und die Eigenverantwortung der 
Landesregierung beei:1trächtigt oder 

c) es sich um Informationen handelt, die ausschließlich 
Bestandteil von Vorentwürfen und Xotizen sind. die 
nich: Bestandteil eines Vorgangs werden sollen · und 
alsbald vernichtet werden. 

{3) Informationen, die r:ach Absatz 1 vorenthalten 
worden sind, sind nacn Abschluss des jeweiligen Verfah­
rens zugänglich zu machen. Für Protokolle vertraulichen 
Inhalts gil: dies nur für die Ergebnisse. 

§ 8 

Schutz von Betriebs­
und Geschäftsgeheimnissen. 

Der Antrag a'..lf I~!formationszugang ist abzulehnen, 
soweit durcl:: die l:bermi:tlung der bformation ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis offenbart wird und 
dadurch ein wirtschaftlicher Schaden entstehen würde. 
Entsprechendes gilt für Info:r:r:iationen, die wegen ihrer 
volkswirtschaftlichen Bedeutung im öffentlichen Inte­
::.·esse geheimzuhalten sind. Sätze 1 und 2 gelten nicht, 
wenn die Allgemeinheit ein übenviegendes Interesse an 
der Gewährung des Informationszugangs hat und der 
eintretende Schaden nur geringfügig wäre. Im Zweifels­
:all ist der oder dem Betroffenen vorher Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. Betroffen sein kann auch eine 
öffentliche Stelle. 

§ 9 

Schutz personenbezogener Daten 

(1) Der Antrag auf Informationszugang ist abzulehnen, 
soweit durch das Bekanntwerden der Information perso­
nenbezogene Daten offenbart werden, es sei denn, 

a) die betroffene Person hat eingewilligt oder 

b) die Offenbarung ist durch ein Gesetz oder aufgrund 
eines Gesetzes erlaubt oder 

c) die Offenbarung ist zur Abwehr erheblicher Xachteile 
für das Allgemeinwohl oder von Gefahren für Leben, 
Gesundheit, persönliche Freiheit oder sonstiger 
schwerwiegender Beeinträchtigungen der Rechte Ein­
zelner geboten ode::-

d) die Einholung der Einwilligur:g der betroffenen Per­
son ist nicht oder nur mit unverhältnismäßigem 
Aufwand möglich und es of:e~1sichtlich ist, dass die 
Offenbarung im Interesse der betroffenen Person liegt 
oder 

e) die Antragstellerü1 oder der Antragste:ler macht ein 
rechtliches Interesse an der Kenntnis der begehrten 
Information geltend :rnd überwiegende schutzwürdige 
Belange der betroffenen Person stehe:::i der Offenba­
rung nicht entgegen. 

(2) Soll Zugang zu perso:c.enbezoger:en Informationen 
nach Absatz 1 B'..lchstabe b bis e gewährt werden, ist die 
betroffene Person von der Freigabe der Information zu 
benachrichtigen, wenn dies nicht mit einem unverhält­
nismäßigen Aufwand verbunden ist. Können durch den 
Zugang zu einer Information schutzwürdige Belange der 

betroffenen ?erson bee:nträchtigt werden, so hat die 
öffentlicl:e Stelle dieser vorher Gelegenheit zur Stellung­
nahme zu geben. 

(3) Den: Antrag auf Informationszugang soll in der 
Regel stattgegeben werden, soweit sich die Angaben auf 
Namen. T::tel. akademiscnen Graci. Berufs- ur:d Funk­
tionsbezeichnung, Büroanschrift und Rufnummer be­
scnränken und 

a) die betroffene Person als Amtsträger an de~ jeweili­
gen Vorgang mitgewirkt ha: oder 

b) die betroffene Person a:s Gutachter, Sachverständiger 
oder in vergleichbarer Weise eine Stellungnahme in 
einem Verfahren abgegeben hat, 

es sei denn, der Offenbarung stehen schutzwürdige 
Belange der be:roffenen Person entgege:a. 

§ 10 

EinwDig:mg de::- betroffenen Person 

(1) Im ?all des § 9 Abs. 1 Buchstabe a) ist zu prüfen, ob 
dem Antrag auf Informationszugang nach Abtrennung 
oder Schwärzur..g der personenbezogenen Date::.1 stattge­
geben werden kann. Ist dies nicnt oder nur mit u~verhält­
nisrnäßige:::n Auf,vand möglich, hat die öffentliche Stelle 
unverzüglich die Einwilligung der betroffenen Person 
einzuholen. Wird die Einwilligu:r::.g r:icht erteilt oder gilt 
sie nach § 5 Abs. 3 als verweigert, oesteht der Anspruch 
auf Informationszugang ~1icht. 

(2) Die öffentlichen Stellen treffen gemäß § 4 Abs. 6 
des Datenschutzgesetzes Nordrhein-vVestfalen geeignete 
Maßnah:r:ien. damit In.formationen. die dem Anwen­
dungsbereich der §§ 6 bis 9 unterfallen, möglichst ohne 
unverhältnismäßigen Aufwand abgetrennt werden kön­
nen. 

§ 11 
Kosten 

(1) F:ir Amtshandlungen, die aufgrund dieses Gesetzes 
vorgenommen werden, werden Gebühren erhoben. Die 
Ableh:iung eines An:rages auf Informatior:szugang ist 
gebührenfrei. 

(2) Die Landesregierung wird ermächtigt, im Einver­
nehmen r.iit dem Landtagsausscl:uss :für Innere Verwal­
tung und Verwaltur:gsstrukturreform die Gebü1'..rentat­
bestände und die Gebühren durch Rechtsverordnung 
(Gebührenordnung) zu bes:imn:en. Die Bestimmungen 
des Gebührengesetzes des Lar:.des Nordrhein-\Vestfalen 
bleibe:::i im Übrigen ur::.berührt. · 

§ 12 
Veröffentlichungspflichten 

Geschäftsverteilungsplän.e, Organigramme und Akten­
pläne sind nach Maßgabe dieses Gesetzes allgemein 
zugänglich zu machen. Die öffentlichen Stellen sollen 
Verzeichnisse :::ühren. aus denen sicl: die vorhandenen 
Informationssammlmigen und -zwecke erkennen lassen. 
Soweit möglich hat die Veröffentlicb.ung in elektroni­
scher Form Zü erfolgen. § 4 Abs. 2 Satz 1 dieses Gesetzes 
bleibt unberührt. 

§ 13 
Beauftragte oder Beauftragter 
für das Recht auf Information 

(1) Für die Sicherstellung des Rechts auf Information 
ist die oder der Landesbeauftragte für den Datenschutz 
zuständig. 

(2) Jeder hat das Recht, die Landesbeauftragte oder den 
Landesbeauftragten für den Datenschutz als Beauftragte 
oder Beauftragten für das Recht auf bformation anzuru­
fen. Das Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen gilt 
entsprechend. 

(3) Die oder der Landesbeauftragte für den Daten­
schutz legt dem Landtag und der Landesregierung ~e­
weils :für zwei Kalenderjahre einen Bericht über ihre oder 
seine Tätigkeit als Beauftragte oder Beauftragter für das 
Recht aüf Information vor. § 27 des Datenschutzgesetzes 
:Nordrhein-Westfalen gilt entsprechend. 
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~ 14 
Überprüfung 

der Auswirkungen des Gesetzes 
(:L) Die Auswirkungen dieses Gesetzes werden nach 

einem Erfahrungszeitraum von zwei Jahren durch die 
Landesregierung unter Mitwirkung der kommunalen 
Spitzenverbände und die Landesbeauftragte oder des 
Landesbeauftragten für den Datenschutz überprüft. Die 
Landesregierung unterrichtet danach den Landtagsaus­
schuss für Innere Verwaltung und Verwaltungs­
strukturreform über das Ergebnis der Überprüfung. 

(2) Die öffentlichen Stellen, bei denen Anträge auf 
Zugang zu Informationen gestellt werden, sind verpflich­
tet, eine Statistik zu führen. Die Statistik umfasst den 
Gegenstand des i\.ntrags, die Dauer der Bearbeitung, die 
Entscheidung über den Antrag sowie die Anzahl der 
Widersprüche und Klagen. Sie weist außerdem aus, in wie 
vieJ.en Fällen mit welchem Gegenstand betroffene Perso­
nen. eine Einwilligung in die Offenbarung ihrer personen­
bezogenen Daten erteilt haben und in wie vielen und 
welchen Fällen eine Einwilligung ausdrücklich nicht 
erteilt oder die Verweigerung der Einwilligung durch 
Nichtäußerung der betroffenen Person fingiert wurde. 
Gleiches gilt für die Gelegenheit zur Stellungnahme nach 
§ 9 Abs. 2. 

§ 15 
In-Kraft-Treten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2002 in Kraft. 

Düsseldorf, den 27. November 2001 

(L.S.) 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Der ::.Vlinisterpräsident 

Wolfgang Clement 

Der Finanzminister 

Peer Steinbrück 

Der Innenminister 
zugleich für 

den lVIinister für Arbeit und 
Soziales, Technologie und Qualifikation 

Dr. Fritz Behrens 

Der Justizminister 

Jochen Dieckmann 

Der Minister für Wirtschaft 
und Mittelstand, Energie und Verkehr 

Ernst Schwanhold 

Die Ministerin für Schule, 
Wissenschaft und Forschung 

Gabriele Behler 

Der Minister für Städtebau und Wohnen. 
Kultur und Sport · 

Dr. Michael Vesper 

Die Ministerin 
für Umwelt und Naturschutz. 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz 

Bärbel Höhn 

Die Ministerin für Frauen, Jugend, 
.Familie und Gesundheit 

Birgit Fischer 

Die Ministerin 
für Bundes- und Europaangelegenheiten 

im Geschäftsbereich 
des Ministerpräsidenten 

Hannelore Kraft 

- GV. NRW. 2001 S. 806. 

2022 
Bekanntmachung 

der Satzung zur Änderung der Hauptsatzung 
des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe 

Vom 15. November 2001 

Die 11. Landschaftsversammlung des Landschaftsver­
bandes Westfalen-Lippe hat aufgrund der §§ 6, 7 Abs. 1 
Buchstabe d) der Landschaftsverbandsordn,ung für das 
Land Kordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt­
machung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 9. ::.VIai 2000 (GV. NRW. S. 462), 
am 15. November 2001 folgende Satzung zur Änderung 
der Hauptsatzung beschlossen: 

Die Hauptsatzung des Landschaftsverbandes Westfa­
len-Lippe in der Fassung der Bekanntm~chung vom 
12. Januar 1995 (GV. KRW. S. 72), zuletzt geändert am 
26. Januar 1996 (GV. :'-TRW. S. 84), wird wie folgt geändert: 

1. § 4 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst: 

§4 
Fachausschüsse 

(1) Es werden folgende Fachausschüsse gebildet: -
- Finanzausschuss 
- Personalausschuss 
- Sozialausschuss 
- Gesundheits- und Krankenhausausschuss 
- Schulausschuss 
- Landesjugendhilfea usschuss 
- Kulturausschuss 
- Umwelt- und Bauausschuss 
- Kommunalwirtschaftsausschuss 
- Rechnungsprüfungsausschuss 
- Ausschuss Jugendheime 

2. § 9 wird wie folgt neu gefasst: 

§9 
Gleichstellung von Frau und Mann 

(1) Die Erfüllung des Verfassungsauftrages aus Art. 3 
Abs. 2 des Grundgesetzes zur Verwirklichung der 
Gleichberechtigung von Frau und Mann und die 
Umsetzung des Gleichstellungsplanes ist .Aufgabe aller 
Dienststellen des L WL. insbesondere der Dienstkräfte 
mit Leitungsfunktionen. 

(2) Der Direktor des Landschaftsverbandes bestellt 
eine hauptamtlich tätige Gleichstellungsbeauftragte 
und eine Stellvertreterin. Die Gleichstellungsbeauf­
tragte ist ihm unmittelbar unterstellt und in ihrer 
Aufgabenerfüllung von fachlichen Weisungen frei. 

(3) Die Gleichstellungsbeauftragte unterstützt die Ver­
waltung bei der ihr nach Abs. 1 obliegenden Aufgabe. 
Sie ergreift Initiativen und entwickelt eigenständig 
Maßnahmen, um bestehende Benachteiligungen abzu­
bauen und die Vereinbarkeit von Beruf und Familie für 
Frauen und Männer zu verbessern. 
Die Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragten sind 
Querschnittsaufgaben, die fachübergreifend alle Be­
reiche der Politik und Verwaltung des Landschaftsver­
bandes berühren. 

(4) Der Direktor des Landschaftsverbandes hat die 
Gleichstellungsstelle im Rahmen ihres Aufgabenbeiei­
ches an allen Vorhaben so frühzeitig zu beteiligen, dass 
Gelegenheit zur Ausübung der Widerspruchsrechte 
besteht und Anregungen, Vorschläge, Bedenken oder 
sonstige Stellungnahmen berücksichtigt werden kön­
nen. 
Der Gleichstellungsstelle sind die zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben notwendigen Unterlagen zur Verfügung zu 
stellen und erbetene Auskünfte zu erteilen. 

(5) Die Gleichstellungsbeauftragte o. V.LA. kann in 
Angelegenheiten ihres Aufgabenbereiches an den Sit­
zungen des Landschaftsausschusses, der Landschafts-
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versammlung, ihrer Fachausschüsse sowie der Kom­
missionen teilnehmen. Ihr ist auf Wunsch das Wort zu 
erteilen. Sie kann die Öffentlichkeit über Angelegen­
heiten ihres Aufgabenbereiches '.mterrichten. 

3. § 10 - Bekanntmachung - wird wie folgt neu gefasst: 

§ 10 
Bekanntmachung 

Satzungen werden im Gesetz- und Verordnungsblatt 
für das Land Kordrhein-Westfalen veröffentlicht. 
Sonstige durch Rechtsvorschrift vorgeschriebene öf­
:entliche Bekanntmachungen des Landschaftsverban­
des Westfalen-Lippe erfolgen im Ministerialblatt für 
das Land Nordrhein-Westfalen. 

4. In-Kraft-Treten 
§ 11 

In-Kraft-Treten 

Diese Satzung tritt am 15. K ovemoer 2001 in Kraft. 

Münster, den 15. November 2001 

·wurm 

Vorsitzender 
der 11. Landschaftsversammlung 

Schäfer 

Schriftführer 
der 11. Landschaftsversammlung 

Die vorstehende Satzung wird gemäß § 6 Abs. 2 der 
Landschaftsverbandsordnung in der z. Zt. geltenden Fas­
sung bekannt gemacht. 

Nach§ 6 Abs. 3 Landschaftsverbandsordnung kann die 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Landschaftsverbandsordnung gegen Satzungen nach Ab­
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmig1...ng fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be­
kannt gemacht worden, 

c) der Direktor des Landschaftsverbandes hat den Be­
schluss der Landschaftsversammlung vorher bean­
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich­
net worden, die den Mangel ergibt. 

::.VIünster, den 15. Xovember 2001 

Schäfer 

2022 

Direktor des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe 

- GV. NRW. S. 2001 S. 808. 

Bekanntmachung 
der Satzung zur Umstellung 

satzungsrechtlicher Bestimmungen 
des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe 

Vom 15. November 2001 

Die Landschaftsversammlung des Landschaftsverban­
des Westfalen-Lippe hat aufgrund der §§ 6 und 7 der 
Landschaftsverbandsordnung für das Land Kordrhein­
vVestfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), zuletzt geändert am 9. Mai 
2000 (GV. NRW. S. 462), in der Sitzung am 15. November 
2001 folgende Satzung beschlossen: 

Artikel 1 

Die Satzung über die Entschädigu!lg der ::.VIitglieder der 
Landschaftsversammlung Westfalen-Lippe und der sach­
kundigen Bürger/inne::?J. in den Ausschüssen sowie über 
Zuschüsse an die Fraktionen vom 16. ::.VIärz 1995 (GV. 
NRW. S. 657) wird wie folgt geändert: -

1. In § 6 Abs. 2 wird die Angabe ,,25,- D::.VI" durch 
,,13 Euro" ersetzt. 

2. In § 6 Abs. 3 wird die Angabe ,,50,- D:;_\!I" durch 
,,26 Euro" ersetzt. 

3. In § 6 Abs. 4 wird die Angabe ,,50,- DlVI" durch 
,,26 Euro" ersetzt. 

4. In § 6 Abs. 6 wird die Angabe „800,- DM" durch „409 
Euro" und die Angabe „9.600 DM" durch „4.908 Euro" 
ersetzt. 

Artikel 2 

Die Satzung des Landschaftsverbandes Westfalen­
Lippe über die Heranziehung der örtlichen Träger der 
Sozialhilfe zur Durchführung von Aufgaben des überört­
lichen Trägers der Sozialhilfe vom 10. Juli 1974 (GV. 
NRW. S. 683) wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Ziffer 2.2 wird die Angabe „300,- DM" durch die 
Angabe „150 Euro" ersetzt. 

2. In § 1 wird die Ziffer 3 gestrichen. Die bisherige 
Ziffer 4 wird ne1,,e Ziffer 3. 

Artikel 3 

Die Betriebssatzu:ig für die Krankenhäuser des Land­
schaftsverbandes Westfalen-Lippe vom 26. Januar 1996 
(GV. NRW. S. 84), zuletzt geändert am 12. November 1998 
(GV. NRW. S. 660) wird wie folgt geändert: 

1. In § 13 Abs. 4 Kr. 4 wird die Angabe „50.000 DM" durch 
„30.000 Euro" und d:e Angabe „500.000 D::VI" durch 
,,300.000 Euro" ersetzt. 

2. § 14 Abs. 3 wird um folgende Ziffer 20 ergänzt: 

„20. Einweisung und Verlegung von Patientinnen und 
Patienten, die aufgrund einer richterlichen Ent­
scheidung in einem psychiatrischen Krankenhaus 
oder einer Entziehungsanstalt unterzubringen 
sind (Zuständigkeit als untere staatliche Maßre­
gelvollzugsbehörde gern. §§ 29 Abs. 2, 35 ::VIRVG 
NRW i.d.F. v. 15. Juni. 1999, GVBL. 28, 402). 

Artikel 4 

In§ 12 Abs. 4 Kr. 4 der Satzung für die Westfälischen 
Pflege- und Förderzentren des Landsc!laftsverbandes 
Westfalen-Lippe (WPFZ) vom 14. November 1996 (GV. 
:)TRW. S. 454), zuletzt geändert am 15. Mai 1998 (GV. NRW. 
S. 390), wird die Angabe „50.000 DlVI" durch „30.000 Euro" 
und die Angabe „500.000 DM" durch „300.000 Euro" 
ersetzt. 

Artikel 5 

In § 7 Abs. 4 Buchstabe c) der Betriebssatzung für das 
Westfälische Jugendhilfezentrum Dorsten, das Westfäli­
sche Heilpädagogische Kinderheim Hamm und das West­
fälische Jugendheim Tecklenburg vom 11. Februar 1999 
(GV. KRW. S. 72) wird die Angabe „100.000,- D::.VI" durch 
die Angabe ,,50.000 Euro" ersetzt. 

Artikel 6 

Diese Satzung tr::.tt am 1. Januar 2002 in Kraft. 

:Münster, den 15. Xovember 2001 

Wurm 

Vorsitzender 
der 11. Landschaftsversammlung 

Schäfer 

Schriftführer 
der 11. Landschaftsversammlung 
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Die vorstehende Satzung wird gemäß § 6 Abs. 2 der 
Landschaftsverbandsordnung in der z. Zt. geltenden Fas­
sung bekannt gemacht. 

N 2.ch § 6 Abs. 3 Landschaftsverbandsordnung kann die 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Landschaftsverbandsordnung gegen Satzungen nach Ab­
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be­
kannt gemacht worden, 

c) der Direktor des Landschaftsverbandes hat den Be­
schluss der Landschaftsversammlung vorher bean­
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich­
net worden, die den Mangel ergibt. 

Münster, den 15. November 2001 

Schäfer 

2022 

Direktor des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe 

- GV. NRW. 2001 S. 809. 

Bekanntmachung der Satzung 
des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe 

ffber die Durchführung eines Härteausgleichs 
nach § · 7 Ausführungsgesetz 
zum Bundessozialhilfegesetz 

des Landes Nordrhein-Westfalen 
Vom 15. November 2001 

Aufgrund der §§ 6, 7 Absatz 1 Buchstabe d der 
Landschaftsverbandsordnung für das Land Nordrhein­
·westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 9. ::.VIai 2000 (GV. NRW. S. 462), in Verbindung 
mit§ 7 des Gesetzes zur Ausführung des Bundessozialhil­
fegesetzes (AG BSHG NRW) vom 15. Juni 1999 (GV. NRW. 
S. 386), zuletzt geändert durch Gesetz vom 9. Mai 2000 
(GV. KRW. S. 462), hat die Landschaftsversammlung des 
Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe am 15. Novem­
ber 2001 folgende Satzung beschlossen: 

§ 1 

Im Gebiet des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe 
bestehen erhebliche strukturelle Unterschiede, die den 
Aufwand der örtlichen Träger der Sozialhilfe für die 
Beteiligung nach § 7 Satz 1 AG BSHG NRW beeinflussen. 
Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe leistet deshalb 
einen Härteausgleich nach § 7 Satz 2 AG BSHG NRW 
nach ::.VIaßgabe der folgenden Bestimmungen. 

§2 

(1) Einen Härteausgleich erhalten örtliche Träger der 
Sozialhilfe, sofern 

a) ihre Strukturmesszahl (§ 3) im Ausgleichsjahr um 
10 vom Hundert oder mehr und 

b) ihr Beteiligungswert (§ 4) im Ausgleichsjahr um 
2ö vom Hundert oder mehr 

über dem jeweiligen Durchschnitt der Werte aller örtli­
cher. Träger der Sozialhilfe im Gebiet des Landschafts­
verbandes Westfalen-Lippe liegt. 

(2) Der Härteausgleich erfolgt gesondert für jedes 
Kalenderjahr, in dem die örtlichen Träger der Sozialhilfe 
gemäß § 7 Satz 1 AG BSHG NRW zu den Aufwendungen 

des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe als überört­
licher Träger der Sozialhilfe für die Hilfe zur Pflege 
(Abschnitt 3, Unterabschnitt 10 des Bundessozialhilfege­
setzes) für die in § 2 Abs. 3 der Verordnung zur 
Ausführung des Bundessozialhilfegesetzes genannten 
Personen beitragen (Ausgleichsjahr). 

§ 3 

(1) Strukturmesszahl im Sinne von § 2 Al;>s. 1 Buch­
stabe a ist der prozentuale Anteil der Zahl der Empfänger 
von Hilfe zur Pflege in voll- oder teilstationären Einrich­
tungen, die das 65. Lebensjahr vollendet haben, an der 
Gesamtzahl der Einwohner, die das 80. Lebensjahr voll­
endet haben. 

(2) Maßgebend ist die Zahl der Empfänger v6n Hilfe zur 
Pflege, für die der örtliche Träger der Sozialhilfe am 
31. 12. des Ausgleichsjahres zu den Kosten beiträgt, sowie 
die vom Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik 
NRW zum 31. 12. des dem jeweiligen Augleichsjahr 
vorhergehenden Kalenderjahres ermittelte Einwohner­
zahl im Gebiet des örtlichen Trägers der Sozialhilfe. 

§4 

(1) Beteiligungswert im Sinne von § 2 Abs. 1 Buch­
stabe bist der Aufwand je Einwohner, der dein örtlichen 
Träger der Sozialhilfe im Ausgleichsjahr ! durch die 
Kostentragung nach § 7 Satz 1 AG BSHG NRW entstan-
den ist. · 

(2) Für die Feststellung der maßgebenden Einwohner-
zahl gilt § 3 Abs. 2 entsprechend. · 

§ 5 

Als Härteausgleich wird an die örtlichen Träger nach 
§ 2 Abs. 1 die mit der nach § 3 Abs. 2 festgestellten 
Einwohnerzahl multiplizierte Differenz zwischen dem 
Beteiligungswert des -örtlichen Trägers der . Sozialhilfe 
und 125 vom Hundert des Durchschnittswerts der Beteili­
gungswerte aller örtlichen Träger der Sozialhilfe in 
Westfalen-Lippe geleistet. 

§ 6 

(1) Der Direktor des Landschaftsverbandes.Westfalen­
Lippe stellt zum 30. Juni des auf das Ausgleichsjahr 
folgenden Jahres fest: 

a) die Strukturmesszahlen, die Beteiligungswerte und 
die jeweiligen Durchschnittswerte; 

b) die ausgleichsberechtigten örtlichen Träger der So-
zialhilfe und · 

c) die Höhe des Anspruchs auf einen Härteausgleich. 

(2) Das Ergebnis der Feststellungen nach Abs. 1 wird 
den örtlichen Trägern der Sozialhilfe innerhalb eines 
Monats nach der Feststellung mitgeteilt. 

(3) Der Betrag des Härteausgleichs wird an die aus­
gleichsberechtigten örtlichen Träger innerhalb eines Mo­
nats nach Versand der Mitteilungen nach Abs. 2 ausge­
zahlt. 

§ 7 

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2001 in Kraft. Sie tritt 
mit Ablauf des 31. Dezember 2004 außer Kraft. 

::.VIünster, den 15. November 2001 

Wurm 

Vorsitzender 
der 11. Landschaftsversammlung ' 

Schäfer 

Schriftführer , 
der 11. Landschaftsversammlung ; 

Die vorstehende Satzung wird gemäß § 6 Abs. 2 der 
Laridschaftsverbandsordnung in der z. Zt. gel~enden Fas­
sung bekannt gemacht. 
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Nach § 6 Abs. 3 Landschaf-'.:sverbandsordnu.."'1.g kann die 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Landschaftsverbandsordi-:ung gegen Satzungen nach Ab­
lauf ei:r~_es Jahres seit ihrer Verkünd:mg nicht r.iehr 
geltend gemacht werden, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehl: oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

n) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be­
kannt gern.acht worden, 

c) der Direktor des Landschaftsverbandes hat den Be­
schluss der Landschaftsversammlung vorher bean­
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensrr:angel ist gegenüber dem 
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich­
net worden, die den ::.VIangel ergibt. 

::Yiünster, den 15. November 2001 

Schäfer 

223 

Direktor des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe 

- GV. NRW. 2001 S. 810. 

Gesetz 
zur 'Weiterentwicklung von Schulen 

(Schulentwicklungsgesetz) 
Vom 27. Xovember 2001 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Artikel 1 
„Öffnungsklausel 

(1) Zur Erprobung neuer ::Yiodelle der Selbstständigkeit 
und Eigenverantwortung kann das Ministerium für 
Schule, Wissenschaft und Forschung für die Dauer von 
bis zu sechs Jahren abweichend von den bestehenden 
Rechtsvorschriften einer begrenzten Zahl von Schulen im 
Rahmen von Kooperationsvereinbarungen ermöglichen, 
zur Weiterentwicklung des Schulwesens bei der Perso­
nalverwaltung, Stellenbewirtschaftung und Sachmittel­
bewirtschaftung sowie in der Unterrichtsorganisation 
und -gestaltung selbstständige Entscheidungen zu treffen 
und neue Modelle der Schulmitwirkung und der Perso­
nalvertretung zu erproben. 

(2) Die an dem lVIodellvorhaben teilnehmenden Schulen 
werden, soweit der Schulleiterin oder dem Schulleiter 
Aufgaben des Dienstvorgesetzten übertragen worden 
sind, Dienststelle im Sinne des Landesperso!1.alvertre­
tungsgesetzes. Für sie tritt insoweit der Le:'1rerrat an die 
Stelle des Personalrats. Ein Lehrer::::at ist auch an Schulen 
mit weniger als neun hauptam:lic::ien und hauptberufli­
chen Lehrerinnen und Lehrern zu bilden. Der Lehrerrat 
wird in geheimer und unmittelbarer Wahl für die Dauer 
von vier Jahren gewählt. Wählbar und wahlberechtigt 
sind auch die sozialpädagogischen und sonstigen pädago­
gischen Fachkräfte, soweit sie im Landesdienst beschäf­
tigt sind. Die Bestimmunger: des Landespersonalvert::-e­
tungsgesetzes über die Beteiligung der Personalvert::.·e­
tung gelten entsprechend. Die Aufgabenwahrnehmung 
muss den Anforderungen der selbstständigen Schule 
entsprechen und eine qllali::izierte ::.Vlitbestimmung ge­
währleisten. Dienststelle und Lehrerrat arbeiten zur 
Erfüllung der dienstlichen Aufgaben und zum Wohle der 
Beschäftigten im Rahmen der Gesetze und Tarifverträge 
vertrauensvoll zusammen. Sie unterlassen alles, was 
geeignet ist, die Arbeit und den Frieden der Dienststelle 
zu beeinträchtigen. 

(3) Die Aufgaben und die Beteiligungsrechte der 
Gleichstellungsbeauftragten gemäß § 15 LGG werden an 
den am Modellvorhaben teilnehmenden Schulen von der 
Ansprechpartnerin für Gleichstellungsfragen an Schulen 

wahrgenommen. Die Bezugsgröße für die Ermittlung der 
Unterrepräsentanz von Frauen gemäß § 7 LGG sowie die 
Erstellung von Frauenförderplänen gemäß § 5 a LGG 
bleiben von dem Modellvorhaben. unberührt. 

(4) Das Land und der Schu:träger können den am 
Modellvorhaben teilne:1.menden Schulen im Rah::.nen der 
Kooperat:onsvereinbarung Stellen, Personal- und Sach­
mittel i:m Rahmen eines einheitlichen Budge'.:s zur selbst­
ständigen Bewirtscha:tung zur Verfügung stellen. Dabei 
können Ausnahmen von §§ 1 bis 3 Schulfinanzgesetz 
zugelassen werden. Soweit einer Schule Mittel zur Verfü­
gung gestellt werden, kann sie für das Land oder den 
Schulträger im Rahr;1en der Zweck::Jindung finanzielle 
Verpflichtungen ebgehen. 

(5) Das für Schule zuständige ::\'linisterium erlässt im 
Einvernehmen mit de::.n Innenministerium durch Rechts­
verordnung für die Dauer des Modellvorhabens nähere 
Regebngen über 

1. die Aoweichungen gemäß Absatz 1, 

2. die Verfahrensregelungen und die Rahmenbedingun­
gen zur Durchführung des Absatzes 2, 

3. die Durchführung der Selbstbewirtschaftung gemäß 
Absatz 4. 
Die Rechtsverordnungen bedürfen der Zustimmung der 

für Schule und Weiterbildung, Innere Verwaltung und 
Verwaltungsstrukturreform sowie für Kommunalpolitik 
zuständigen Ausschüsse des Landtages." 

Artikel 2 
Änderung von Rechtsvorschriften 

1. Änderung des Schulfinanzgesetzes 

Das Gesetz über die Finanzierung der öffentlichen 
Schulen (Schulfinanzgesetz - SchFG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. April 1970 (GV. NRW. 
S. 288), z:iletzt geändert durch Gesetz vo• 25. Novem­
ber 1997 (GV. NRW. S. 430) ir: Verbindung mit dem 
Gesetz vom 12. Mai 1998 (GV. XRW. S. 384), wird wie 
folgt geändert: 

Nach§ 5 Abs. 2 wird folgender Absatz 3 angefügt: 
,,(3) Zur Erprobung :r:euer Arbeitszeitmodelle kann das 
Ministerium für Schule, Wissenschaft und Forschung 
Ausnahmen von der Bemessung _der Ar:Jeitszeit nach 
wöchentlichen Pflichtstunden zulassen." 

2. Änderung des Schulmitwirkungsgesetzes 

Das Gesetz über d::.e Mitwirkung im Schulwesen 
Schulmi:wirkungsgesetz (Sch::.\IG) - vom 13. Dezember 
1977 (GV. NRW. S. 448), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 19. Juni 1994 (GV. NRW. S. 343), wird wie folgt 
geändert: 

a) In § 5 Abs. 2 wird nach Nummer 20 der Punkt durch 
ein Komma ersetzt und folgende Nummer 21 ange­
fügt: 
,,21. Aufstellung des Schulprogramms." 

b) § 6 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Kummer 3 erhält folgende Fassung: 
,,3. Grundsätze der Verteilung der Sonderauf­

gaben an Lehrerinnen und Lehrer auf Vor­
schlag der Schulleiterin oder des Schullei­
ters,". 

bb) Die Nummer 4 erhält :olgende Fassung: 
„4. Grundsätze für die Lehrerfortbildung auf 

Vorschlag der Schulleiterin oder des Schd­
leiters,". 

cc) Die Xumn:er 5 erhält folgende Fassung: 
,,5. Grundsätze für die Festsetzung der indivi­

duellen Pflichtstundenzahl der Lehrerin­
nen und Lehrer auf Vorschlag der Schullei­
terin oder des Schulleiters,". · 

c) Nach§ 8 Abs. 3 wird folgender Absatz 4 angefügt: 
,,(4) Bei Einstellungen in befristete Arbeitsverhält­
nisse zur Sicherung eines unvorhersehbaren Vertre­
tungsunterrichts ist die Zustimmung des Lehrerra­
tes erforderlich. Die Zustimmung gilt als erteilt, 
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wenn der Lehrerrat der Maßnahme nicht innerhalb 
einer Woche nach Zugang der Mitteilung unter 
Angabe der Gründe schriftlich widersprochen hat. 
Stimmt der Lehrerrat nicht zu, ist der Personalrat 
abweichend von § 94 Abs. 4 LPVG zu beteiligen." 

3. Änderung des Landespersonalvertretungsgesetzes 

Das Personalvertretungsgesetz für das Land Nord­
rhein-vVestfalen - Landespersonalvertretungsgesetz -
LPVG vom 3. Dezember 1974 (GV. NRW. S. 1514), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 12. Dezember 2000 
(GV. NRW. S. 754), wird wie folgt geändert: 

a) § 94 wird wie folgt geändert: 

aa) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 
,,(3) Abordnungen von Lehrerinnen und Leh­
rern nach § 72 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 unterliegen 
nur dann der Mitbestimmung, wenn sie länger 
als bis zum Ende des laufenden Schuljahres 
andauern." 

bb) Die Absätze 4 und 5 erhalten folgende Fassung: 
,,(4) Einstellungen in befristete Arbeitsverhält­
nisse gemäß 72 Abs.1 Satz 1 Nr. 1 zur Sicherung 
eines unvorhersehbaren Vertretungsunter­
richts unterliegen nur dann der Zustimmung, 
wenn sie über das Ende des laufenden Schul­
jahres andauern. § 8 Abs. 4 SchMG bleibt 
unberührt. 

(5) Einstellungen gemäß § 72 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 
Beförderungen gemäß § 72 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
und Eingruppierungen und Höhergruppierun­
gen gemäß § 72 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 unterliegen 
für die Dauer des :i\fodellvorhabens nach Arti­
kel 1 des Schulentwicklungsgesetzes und für 
die an diesem Modellvorhaben teilnehmenden 
Schulen nur dann der Mitbestimmung, wenn 
hiermit nicht die Ernennung zur Schulleiterin 
oder zum Schulleiter oder die Übertragung der 
Tätigkeiten einer Schulleiterin oder eines 
Schulleiters verbunden ist." 

b) In § 90 Abs. 1, § 92 Abs. 1 Satz 2, § 95 Abs. 1 Nr. 1 
werden nach dem \Vort „Schulformen" die ·wörter 
,,und besonderen Einrichtungen des Schulwesens" 
eingefügt. 

4. Änderung der Gemeindeordnung 

Die Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West­
falen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 
1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 20. März 2000 (GV. NRW. S. 245) wird wie folgt 
geändert: 

§ 91 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
,,(1) Die Gemeindekasse erledigt die Kassenge­
schäfte der Gemeinde. Die Kassengeschäfte können 
für einen funktional begrenzten Aufgabenbereich 
von anderen Stellen der Verwaltung besorgt wer­
den, wenn die ordnungsgemäße Erledigung und die 
Prüfung gewährleistet ist. § 97 bleibt unberührt. Die 
Buchführung kann von den Kassengeschäften ab­
getrennt werden. 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 
,,(5) Die Kassenverwalterin oder der Kassenverwal­
ter, ihre oder seine Stellvertreterin oder ihr oder 
sein Stellvertreter und die mit Kassengeschäften 
beauftragten Beschäftigten sind nicht befugt, Zah­
lungen anzuordnen." 

5. Änderung der Gemeindekassenverordnung 

D:ie Verordnung über die Kassenführung der Gemein­
den - Gemeindekassenverordnung (GemKVO) - vom 
14. Mai 1995 (GV. NRW. S. 523) wird wie folgt geändert: 

§ 3 erhält folgende Fassung: 

,,§ 3 

Zahlstellen, Girokassen 

(1) Zur Erledigung von Kassengeschäften können 
Zahlstellen als Teile der Gemeindekassen eingerichtet 

werden; ihnen können auch Aufgaben nach § 1 Abs. 1 
Satz 2 und Abs. 2 übertragen werden. 

(2) Für die Erledigung bargeldloser Kassengeschäfte 
können Girokassen für Stellen der Verwaltung einge­
richtet werden, wenn diese Kassengeschäfte anstelle 
der Gemeindekassen besorgen. · 

(3) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister regelt 
die Aufgaben der einzelnen Zahlstellen un9- der Giro­
kassen." 

Artikel 3 
Rückkehr zum einheitlichen 

Verordnungsrang 

Die durch Artikel 2 Nr. 5 geänderte Rechtsverordnung 
kann auf Grund der einschlägigen Verordnungsermächti­
gungen durch Rechtsverordnung geändert werden. 

Artikel 4 
In-Kraft-Treten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 27. November 2001 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

(L.S.) 
Der Ministerpräsident 
Wolfgang Clement 

223 

Die Ministerin für Schule, 
Wissenschaft und Forschung 

Gabriele Behler 

- GV. NRW. 2001 S. 811. 

Gesetz 
zur Neuordnung der Fachhochschulen 

Vom 27. November 2001 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: · 

Artikel I 

Zusammenführung 
der :i.Vlärkischen Fachhochschule in Is-~rlohn 
mit den Abteilungen Meschede und Soest 

der Universität-Gesamthochschule Paderborn 

& 1 

(1) Die Fachhochschule Südwestfalen in Iserlohn ist 
errichtet. 

(2) Sofern in diesem Artikel nichts anderes bestimmt 
ist, gilt das Recht der Märkischen Fachhochschule in 
Iserlohn als Recht der neu errichteten Fachhochschule 
sinngemäß fort. 

(3) Die Fachbereiche und Studiengänge der Märkischen 
Fachhochschule in Iserlohn und in den Abteilungen 
Meschede und Soest der Universität-Gesamthochschule 
Paderborn sind Fachbereiche und Studiengänge der 
neuen Fachhochschule, die Studien- und Prüfungsord­
nungen gelten als deren Satzungen fort. 

(4) Im Übrigen sind die Märkische Fachhochschule in 
Iserlohn und die Abteilungen Meschede und Soest der 
Universität-Gesamthochschule Paderborn aufgelöst. Die 
neue Fachhochschule ist ihre Rechtsnachfolgerin. 

§2 

(1) Die im Landesdienst stehenden Beamtinnen und 
Beamte, Angestellten, Arbeiterinnen und Arbeiter, die 
bislang an der Märkischen Fachhochschule in Iserlohn 
sowie in den Abteilungen Meschede und -Soest der 
Universität-Gesamthochschule Paderborn tätig waren, 
sind Beamtinnen und Beamte, Angestellte, Arbeiterinnen 
und Arbeiter an der neuen Fachhochschule. : 
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(2) Die in die Studiengänge der :Ylärkischen Fachhoch­
schule in Iserlohn und in den Abteilungen Meschede :.md 
Soest der L.Jniversität-Gesamthochschule Paderborn ein­
geschriebenen Studierenden. Zweithörer und Zweithöre­
rinnen sowie Gasthörerinnen und Gasthörer sind durch 
die neue Fachhochschule übernommen. 

(3) Die Mitglieder der Fachbereiche der ::.\färkischen 
Fachhochschule in Iserlohn und in den Abteilungen 
Meschede und Soest der Universität-Gesamthochschule 
Paderborn und die diesen Fachbereichen zugeordneten 
Angehörigen bleiben den entsprechenden Fachbereichen 
der neuen Fachhochschule als Mitgliedei· und Angehörige 
zugeordnet. 

(4) Die U:!iiversität-Gesamthochschule Paderborn und 
die Märkische Fachhochschule in Iserlohn übermitteln 
die für den Betrieb der neuen Fachnochschule erforderli­
chen personenbezogenen und sonstigen DateJ an diese 
Fachhochschule. 

§ 3 

Das Ministerium für Schule, Wissenschaft und For­
schung setzt im Einvernehmen mit dem Finar:zministe­
rium Planstellen. Stellen und Mittel der Märkischen 
Fachhochschule iii Iserlohn und der Universität-Gesamt­
hochschule Paderborn nach den einschlägigen haushalts­
rechtlichen Bestimmungen an die neue Fachhochschule 
um. 

§4 

(1) Die Amtszeit aller Gremien, Funktionsträgerinnen 
und Funktionsträger der Märkischen Fachhochschule in 
Iserlohn und der Universität-Gesamthochschule Pader­
born in ihren Abteilunge~1. Meschede und Soest ist mit der 
Bestellung der Gründungsbeauftragten gemäß Absatz 2 
beendet. 

(2) Das Ministerium für Schule, Wissenschaft ur:d 
Forschung bestellt bis zur Neuwahi' oder Keubestellung 
der zentralen Gremien, Funktionsträgerinnen und Funk­
tionsträger der neuen Fachhochschule ein Gründungs­
rektorat und weitere Gründungsbeauftragte, die deren 
Aufgaben und Befugn::.sse wah:::neh.men. Im Gründungs­
rektorat sind die vier Abteilungen der neuen Fachhoch­
schule angemessen zu berücksichtigen. Die Aufgaben der 
Organe der Fachbereiche werden bis zu deren Neuwahl 
von Gründungsdekaninnen oder Gründungsdekanen 
wahrgenommen, die vom Ministerium für Schule, vVis­
senschaft und Forschung auf Vorschlag des Gründungs, 
rektorats bestellt werden. Die Gründungsbeauftragten 
für die Gremien, Funktionsträgerinnen und Funktions­
träger der Studierendenschaft bestellt bis zur Neuwahl 
oder Neubestellung das Gründungsrektorat im Beneh­
men mit den bisherigen Vertretungen der Studierenden­
schaften der Märkischen Fachhochschule in Iserlohn und 
der Universität-Gesamthochschule Paderborn in ihren 
Abteilungen ].Vleschede unci Soest. 

(3) Der Kanzler der Märkischen Fachhochschule in 
Iserlohn ist Kanzler der neuen Fachhochschule. Ein von 
der Märkischen Fachhochschule in Iserlohn eingeleitetes 
Vorschlagsverfahren zur Ernennung einer neuen Kanzle­
rin oder eines neuen Kanzlers wird von der neuen 
Fachhochschule fortge:ührt. 

{4) Die Grundordnung der neuen Fachhoc:'1.schule ist 
bis zum 1. März 2003, die übrigen Satzungen sind bis zum 
1. Januar 2004 neu zu beschließen: Studien- und Prü­
fungsordnungen sind davon ausgeno,mmen. AEe Gremien, 
Funktionsträgerinnen und Funktionsträger der neuen 
Fachhochschule und der Studierendenschaft werden spä­
testens zum 1. September 2004 neu gewählt oder neu 
bestellt. 

Artikel II 
Zusammenführung 

der Fachhochschule Lippe in Lemgo 
mit der Abteilung Höxter 

der {;niversität-Gesamthochschule Paderborn 

§ 1 

(1) Die Abteilung Höxter ist aus der Universität-Ge­
samthochschule Paderborn ausgegliedert und mit der 

Fachhochschale Lippe in Lemgo zusammer:geführt, die 
künftig als „Fachhochscb.ule Lippe und Höxter in 
Lemgo" bezeichnet wird. 

(2) Die Fachbereiche und Studiengänge ir: der Abtei­
lung Höxter der Universität-Gesamthochschu:e Pader­
born sind Fachbereiche und Studiengänge der Fachhoch­
schule, die Studien- und Prüfungsordn:.mgen gelten als 
deren Satzungen fort. 

(3) Die Fachhochschule ist Rechtsnachfolgerin der 
Universität-Gesamthochschule Paderborn hbsichtlich 
der Abteilung Höxter. 

§ 2 

(1) Die im Landesdienst stehenden Beamtinnen und 
Beamte, Angestellte:a, Arbeiterinnen und Arbeiter, die 
bislang :n der Abteilung Höxter der Universität-Gesamt­
hochsc:!:rnle Pader!Jorn tätig waren, s::.nd Bean:tinnen und 
Beamte, Angeste~lte, Arbeiterinnen und Arbeiter an der 
Fachhochschule. 

(2) Die in die S tud.:.engänge der Abteilung Höxter der 
Universität-Gesam:hochschule Paderborn eingeschrie­
benen Studierenden, Zweithörer und Zv.reithörerinnen 
sowie Gasthörerinnen und Gasfaö:::-er sind durch die 
Fachhochschule übernommen. 

(3) Die Mitglieder der Fachbereiche in der Abteilung 
Höxter der Universität-Gesam:hochschule Paderborn 
und die diesen Fachbereichen zugeordneten Angehörigen 
bleiben den entsprechenden Fachbereichen der Fach­
hochschule als Mitglieder und Angehörige zugeordnet. 

(4) Die Universität-Gesamthochschule Paderborn 
übermittelt die für die Fortsetzung des Betriebs der 
Abteilung Höxter erforderlichen personenbezogenen und 
sonstigen Daten an die Fachl:ochschule. 

§ 3 

Das Ministerium für Schule, Wissenschaft und For­
schung setzt im Einvernehmen mit dem Finanzministe­
rium Planstellen, Stellen und ::.VIittel der Universität-Ge­
samthochschule Paderborn nach den einschlägigen haus­
haltsrechtlichen Bestimmungen an die Fachhochschule 
um. 

§4 

(1) Der Zeitraum gemäß § 122 Satz 2 HG ist um sechs 
Monate verlängert. 

(2) Bis zur Neuwahl oder ~'Jeubestellung der Gremien, 
Fu"clktionsträgerinnen und Funktionsträger gelten für die 
Fachhochschule folgende Besonderheiten: 

1. Die Abteilungssprecherin der Abteil:mg Höxter ist 
beratendes ::.Vlitgl:.ed des Rektorats. 

2. Aus der Abteilung Höxter werden drei Vertreterinnen 
oder Vertreter der Gruppe der Professorinnen und 
Professoren und jeweils eine Vertreterin oder ein 
Vertreter der übrigen Gruppen nach§ 13 Abs.1 HG als 
weitere stimmberechtigte Mitglieder in den Senat 
en:sar:dt. Unter den Entsandten befinden sich alle 
Senatsmitglieder der lTniversität-Gesamthochschule 
Paderborn aus der Abteilung Höxter. Die übrigen 
Entsandten werden gemeinsam durch die Vertreterin­
nen und Vertreter ihrer Gruppen in den Fachbereichs­
räten in der Abteilung Höxter bestimmt. 

3. Die Dekane der Fachbereiche in der Abtei:ung Höxter 
sind beratende Senatsmitglieder. 

4. Sollte die Abteilungssprecherin, ein Dekan, eine Pro­
dekanin, ein Prodekan oder ein Mitglied der Fachbe­
reichsräte an der Fortführ:mg ihres oder se::.nes Amtes 
gehindert seir.., wird sie oder er gemäß der bei der 
Zusammenführung gültigen Wahlordr:ung der Univer­
sität-Gesamthochschule Paderborn ersetzt. 

5. Die Gleichstellungsbeauftragte für die Fachbereiche 
der Abteilung Höxter ist sti:m:::nberechtigtes Mitglied 
des Frauenrats. Die Gleichstellungsbeauftragte der 
Fachhochschule kann sich in Angelegenheiten der 
Abteilung durch sie vertreten lassen sowie Aufgaben 
und Befugnisse auf sie übertragen. 
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6. Zt:.m Studierendenparlament werden sechs Studie­
rende, zum Allgemeinen Studierendenausschuss zwei 
Studierende aus den Vertretungen der Studierenden in 
der Abteilung Höxter entsandt, die dort stimmberech­
tigt sind. 

7. Die Gremien, Funktionsträgerinnen und Funktions­
träger in der Abteilung Höxter nehmen ihre Aufgaben 
und Befugnisse wie bisher wahr. 

Artikel III 
Anderungen des Gesetzes über die Hochschulen 

des Landes Nordrhein-Westfalen 
(Hochschulgesetz - HG) 

vom 14. l\'Iärz 2000 (GV. NRW. S. 190) 

1. § l Abs. 2 Satz 2 HG wird wie folgt geändert: 

a) Nach Nummer 6 wird eingefügt: 
,,7.die Fachhochschule Südwestfalen in Iserlohn,". 

b) Nummer 7 wird Nummer 8. 

c) Kummer 8 wird ~~ummer 9 und wie :olgt gefasst: 
„9. die Fachhochschule Lippe und Höxter in 

Lerngo,". 

d) Nummer 9 wird gestrichen. 

2. § -42 Abs. 1 HG wird wie folgt neu gefasst: 

„Es bestehen Abteilungen der Fachhochschule Aachen 
in Jülich, der Fachhochschule Bielefeld in Minden, der 
Fachhochschule Gelsenkirchen in Bocholt und Reck­
linghausen, der Fachhochschule Südwestfalen in Ha­
gen, Meschede und Soest, der Fachhochschule Köln in 
Gummersbach, der Fachhochschule Lippe und Höxter 
in Detmold und Höxter, der Fachhochschule Münster 
in Steinfurt. der Fachhochschule Niederrhein in Mön­
chengladbach sowie der Fachhochschule Bonn-Rhein­
föeg in Rheinbach. Die Grundordnungen dieser Hoch­
schulen können bestimmen, dass auch am Sitz der 
Hochschule (§ 1 Abs. 2) eine Abteilung besteht. 

Artikel IV 
In-Kraft-Treten 

Das Gesetz tritt am l. Januar 2002 in Kraft. 

Düsseldorf, den 27. November 2001 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

(L.S.) 
Der lVIinisterpräsident 

Wolfgang Clement 

62 

Die Ministerin für Schule. 
Wissenschaft und Forschung 

Gabriele Behler 

- GV. NRW. 2001 S. 812. 

Sechste Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über die Zuständigkeit der Ausgleichsämter 
in Nordrhein-Westfalen· 

Vom 27. November 2001 

Aufgrund der §§ 306 und 308 Abs. 1 Satz 2 des 
Lastenausgleichsgesetzes in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 2. Juni 1993 (BGBl. I S. 845, 1995 I S. 248), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 9. September 2001 
(BGBl. I S. 2306), wird verordnet: 

Artikell 

Die Verordnung über die Zuständigkeit der Aus­
gleichsämter in Nordrhein-\Vestfalen vom 4. Kovember 

1997 (GV. NRW. S. 390), zuletzt geändert durch Verord­
nung vom 31. Oktober 2000 (GV. NRW. S. 690), wird wie 
folgt geändert: ' 

§ 1 wird wie folgt geändert: 

a) ~\Tummer 5 erhält folgende Fassung: 
,,5. Dortmund zugleich für Stadt Hagen, 

Märkischer Kreis, 
Kreis Olpe, 

Kreis Siegen-Wittgenstein, 
Kreis Unna." 

b) Nummer 17 erhält folgende Fassung: 
,,17. Wesel zugleich für Stadt Duisburg, 

Kreis Kleve" . 

c) i~ummer 18 wird aufgehoben. 

Artikel II 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2002 in Kraft. 

Düsseldorf, den 27. November 2001 

(L.S.) 

630 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Wolfgang Clement 

Der Finanzminister 

Peer Steinbrück 

- GV. NRW. 2001 S. SH. 

Bekanntmachung 
der Neufassung der Rechnungsprüfungsordnung 
für den Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe 

Vom 15. K ovember 2001 

Aufgrund der§§ 6 Abs. 1, 7 Abs. 1 Buchstabe d) und ~~3 
Abs. 2 der · Landschaftsverbandsordnung fü:i;- das Land 
Nordrhein-\Vestfalen in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 9. Mai 2000 (GV. NRW. S. 462) 
und der§§ 101 Abs. 6 und 102 bis 104 der Gemeindeord­
nung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666) 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. März 2000 (GV. 
NRW. S. 245), hat die Landschaftsversammlung des 
Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe am 15. Novem­
ber 2001 folgende Neufassung der Rechnungsprüfungs­
ordnung beschlossen: 

§1 
Grundlagen 

(1) Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe unterhält 
ein Rechnungsprüfungsamt. 

(2) Die Rechnungsprüfungsordnung bestimmt Rahmen 
und Grundsätze für die Tätigkeit des Rechnungsprü­
fungsamtes des Landschaftsverbandes \-Vestfalen-Lippe. 

§2 
Rechtliche Stellung 

(1) Das Rechnungsprüfungsamt ist in seiner sachlichen 
Tätigkeit dem Landschaftsausschuss unmittelbar unter­
stellt und verantwortlich. 

(2) In der Beurteilung der Prüfungsvorgä'nge ist das 
Rechnungsprüfungsamt an Weisungen nicht gebunden 
und nur dem Gesetz unterworfen. 

(3) Unbeschadet der Bestimmungen in den Absätzen 1 
und 2 ist die Direktorin/der Direktor des Landschaftsver­
bandes Dienstvorgesetzte/Dienstvorgesetzter der Dienst­
kräfte des Rechnungsprüfungsamtes. 
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§3 
Organisation 

(1) Die Leiteri::u'der Leiter des Rechnungsprü::'ungsar.c.­
tes, ihre Vertreterin/ihr Vertreter bzw. seine Vertreterin/ 
sein Vertreter und die Prüf e:::-innen/ die Prüf er werden 
aufgrund eines Beschlusses des Landschaftsausschusses 
von der Direktorin/dem Direktor des Landschaftsver­
bandes bestellt und abberufen. 

(2) Die Leiterin/der Leite::: des Rechnungsprühngsam­
tes muss Beamtin/Beamter sein. Sie/er ist Vorgesetzte/ 
Vorgesetzter der Dienstkräfte des Rec:mungsprüfungs­
amtes. 

(3) Bei der Auswahl der Leiterin/des Leiters des 
Rechnungspriifungsamtes, farer Vertreterin/ihres Vertre­
ters bzw. seiner Vertreterin/seines Vertreters ist der 
Rechnungsprüfungsausschuss zu hören. 

(4) Die Leiterin/der Leiter des Rechnungsprüfungsam­
tes ist Schriftführerin/ Schriftfahrer für die Sitzungen 
des Rechnungsprüfungsa-..isschusses. 

§4 
Eignung der Prüferinnen/Prüfer 

Die Prüferinnen/die Prüfer müssen fachlich und per­
sönlich für ihre Aufgaben geeignet sein. Bei de::: Auswahl 
der Prüferinnen/der Prüfer ist die Leiterin/der Leiter des 
Rechnungsprüfungsamtes zu hören. 

§5 
Aufgaben des Rechnungsprüfungsamtes 

(1) Das Rechnungsprüfungsamt hat gemäß§ 103 Abs. 1 
GO NW folgende gesetzliche Aufgaben: 

a) die Prüfung der Rechnu~1.g, 

b) die laufende Prüfung der Kassenvorgänge und Belege 
zur Vorbereitung der Prüfung der Jahresrechnung, 

c) die dauen1.de Überwachung der Kassen des Land­
schaftsverbandes und seiner Sondervermögen sowie 
die Vornahme der Kassenprüfungen, ~ 

d) bei Automation im Bereich der Haushaltswirtschaft 
des Landschaftsverbandes und seiner Sondervermö­
gen die Prüfung der Programme vor ihrer Anwen­
dung, 

e) die Prüfung der Finanzvorfälle gemäß § 180 Landes­
haushaltsordnung, 

f) die Prüfung von Vergaben. 

(2) Dem RechnungsprJ.fungsamt werden gemäß § 103 
Abs. 2 GO XW folgende Aufgaben übertragen: 

a) die Prüfung der Vermögens- und Schuldenverwal­
tung einschließlich der Prüfung der Vor:::äte 1.,_nd 
Vermögensbestände, 

b) die Prüfung von Kassenanordnungen vor ir..rer Zulei­
tung an die Kassen, wobei Umfang und Zeitabschnitt 
von der Leiterin/dem Leiter des Rechnungsprüfungs­
amtes best:mmt werden, 

c) die Prüfung der Verwaltung und der Einrichtungen 
auf Sauberkeit, Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlich­
keit sowie die Aufkläru:r:g von Gnregelmäßigkeiten, 

d) die Prüfung der Wirtschaftsführung und des Rech­
nungswesens der Sonciervermögen, wobei auf die 
Jahresabschlussprüfung nach § 106 GO :.NW mit 
abzustellen ist, 

e) die Prüfung der Verwaltung des eigenen Geldes der in 
den Einrichtungen des Landschaf:sverbandes betreu­
ten Personen, 

f) die Prüfung von Handvorschüssen, 

g) die Prüfung von Baumaßnahmen und Bauabrechnun­
gen sowie des Grunderwerbs, 

h) die Beratung der Verwaltung und :i.VIitwirkung in 
Projekten, 

i) die Mitwirkung bei der Aufklärung von Korruptions­
und :vianipulationsvorfä:len sowie von FehlbeständeD. 
im Vermögen des Landschaftsverbandes, 

j) die Visaprüfung bei I:nsolvenzverfal:ren, 

k) die Prüfung der Westfälisch-Lippischen Versor­
gungskasse für Gemeinden u:c.d Gen:einc.everbände 
eb.scl:lieKich der Beihilfekasse, 

1) die Prüfung der Kommunalen Zusa:zversorgungs­
kasse Westfalen-Lippe, 

m) die Prüfung von selbständigen Einrichtungen, soweit 
dem Landschaftsverband die Trägerschaft oc.er Ge­
schäftsführung obliegt oder diese von ihm übernorr..­
men worden ist. sowie in den Fällen. in c.enen die 
~~üfung durch ,Vereinbarung übernommen worden 
~::st. 

§6 
Erteilung 

von Prüfungsaufträgen 

Die Landschaftsversammlung, der Landschaftsaus­
schuss und der Rechnungsprüfungsausschuss können 
dem Rechnungsprüfungsar.:it Prüfur:.gsa-:..lfträge erteilen. 
Die Direktorin/der Direktor des Landschaftsverbandes 
kann Aufträge zur Prü:;:ung unter ::\'Iitteilung an die 
Vorsitzende/den Vorsitzenden des Rechnungsprüfongs­
ausschusses und deren StellvertreteriniStellvertre::er 
bzw. dessen Stellvertreterin/Stellvertreter e::.-teilen. 

§7 
Auskunftsrecht 

(1) Das Rechnungsprüfungsamt kann von den seiner 
Pri,ifung unterliegenden Stellen jede fü::- die Prüf-t~ng 
notwendige Auskunft sowie die Vorlage und Aushändi­
gm:g von Dateien, Datenträgern, Akten, Schriftstüc3.en. 
Büchern und sonstigen Unterlagen verlangen. Die Leite..: 
rin/der Leiter und die Prüferinnen/die Prüfer dürfen alle 
Grundstücke, Baustellen und Räume betreten, Behälter, 
Bücher, Pläne, Belege, Date::.en und sonstige Unterlagen 
einsel:en und erforderlichenfalls Gegenstände und Un­
terlagen sicherstellen. Die Dienststellen und Einrichtu:r:­
gen haben die Prüferinnen/die Prüfer zu unterstütze::i. 

(2) Das Rechnungsprüfungsamt ist nicht berechtig:, ir: 
Verwaltungsgeschäfte einzugreifen oder ·weisungen fir 
den Geschäftsbetrieb zu erteilen. 

§8 
iVlitteilungspflichten 

(1) Das Rechnungsprüfungsamt ist über alle beabsich­
tigten wichtigen organisatorischen Anderungen b der 
Verwaltung, insbesondere, wenn sie das Ha-..ishalts-, 
Kassen- und Rechnungswesen betreffen oder wenn Um­
stellungen auf Informationsverarbeitung sowie Änden„n­
gen in diesem. Bereich damit verbunden sind, so rechtzei­
tig in Kenntnis zu setzen, dass es sich vor der En:schei­
dung dazu gutachtlich äußern kann. 

(2) Dem Rechnungsprüfungsamt sind im Bereich der 
Haushaltswirtschaft die Fertigstellung und Über:r:ahme 
:ieuer Programme sowie Programmänderungen in der 
Infonnationsverarbeitung so rechtzeitig mitzuteile:r:, dass 
es sie vor deren Anwendung prüfen kan.."'1.. 

(3) Das Rechnungsprüfungsamt ist unverzüglich übe:­
techniscl:e Betriebsstörungen in der Datenverarbeitung 
zu unterrichten, wen,_"'1. dadurch Verwaltungsabläufe we­
sentlich oeeinflusst werden. 

(4) Dem Recb.nungsprüfungsamt sir:d alle Vorschriften 
und Verfügungen, die das Haushalts-, Kassen- und 
Rechnungswesen betreffen, sogleich nach ihrem Erschei­
nen zuzuleiten. 

Das gilt entsprechend für alle übrigen Vorschriften und 
Verfügungen, die das Rechr..ungsprüfungsamt als Prii­
fungsunterlagen benötigt (z.B. Dienstanweisungen, Ta­
rifverträge, Entgelt- und Gebührenordnungen). 

(5) Das RechnungsprJ.fungsamt ist von der zuständigen 
Dienststel:i.e unter Darlegu:::ig des Sachverhaltes unmittel-
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bar 1md unverzüglich über die Eröffnung von Insolvenz­
verfahren zu unterrichten. 

Eine Pflicht zur Unterrichtung besteht ferner, wenn 
sich ein begründeter Verdacht auf dienstliche Verfehlun­
gen oder 1:nregelmäßigkeiten ergibt, durch die ein Ver­
mögensschaden für den Landschaftsverband entstanden 
oder zu vermuten ist. 

Das Gleiche gilt bei Vermögensdelikten, Sachbeschädi­
gungen und Brandstiftungen zum Nachteil des Land­
schaftsverbandes sowie bei Hinweisen auf Korruption. 

(6) Kassenfehlbeträge ab 50,- Euro sind dem Rech­
nungsprüfungsamt unverzüglich mitzuteilen. 

(7) Das Rechnungsprüfungsamt ist über die Absicht, 
Lieferungen und Leistungen (VOL), Freiberufliche Leis­
tungen (VOF) und Bauleistungen (VOB) zu vergeben, so 
rech:zeitig zu informieren, dass es die Vergaben vor 
Auftragserteilung prüfen kann. 

Bei Freihändigen Vergaben ist das Rechnungsprü­
fungsamt bei Auftragssummen ab 2 500,- Euro zu infor­
mieren. 

D:=:;s Rechnungsprüfungsamt ist unverzüglich über Ver­
fahren vor der Vergabekammer in Kenntnis zu setzen. 

(8) Dem Rechnungsprüfungsamt sind die Prüfungsbe­
richte anderer Prüfungsorgane wie Bundesrechnungshof, 
Landesrechnungshof, Gemeindeprüfungsämter der Be­
zirksregierungen, Staatliche Rechnungsprüfungsämter, 
Finanzämter sowie ·wirtschaftsprüfer unverzüglich nach 
Eingang zuzuleiten. 

(9) Dem Rechnungsprüfungsamt sind die Namen und 
Unterschriftsproben aller Bediensteten mitzuteilen, die 

a) berechtigt sind, verpflichtende Erklärungen für den 
Landschaftsverband abzugeben, 

b) befugt sind, Kassenanordnungen zu unterzeichnen. 
Hierbei ist der Umfang der Befugnisse anzugeben. 

§9 
Sitzungen der Ausschüsse 

Die Leiterin/der Leiter des Rechnungsprüfungsamtes 
erhält die Vorlagen für die Sitzungen der Landschafts­
versammlung und ihrer Ausschüsse sowie die Nieder­
schriften zur Kenntnis. 

Sie/er ist berechtigt, an den Sitzungen teilzunehmen. 

§ 10 
Unterrichtungspflicht 

Das Rechnungsprüfungsamt unterrichtet den Rech­
nungsprüfungsausschuss und die Direktorin/den Direk­
tor des Landschaftsverbandes über wesentliche Prü­
fungsergebnisse. 

§ 11 
Prüfung der Jahresrechnung 

(1) Die Direktorin/der Direktor des Landschaftsver­
bandes leitet die von der -Kämmerin/dem Kämmerer 
aufgestellte Jahresrechnung dem Rechnungsprüfungsamt 
zu. 

(2) Das Rechnungsprüfungsamt prüft die J ahresrech­
nung und legt seinen Bericht über die Prüfung der 
Jahresrechnung dem Rechnungsprüfungsausschuss und 
den übrigen lVIitgliedern der Landschaftsversammlung 
sowie der Direktorin/dem Direktor des Landschaftsver­
bandes vor. 

(3) Der Rechnungsprüfungsausschuss berät diesen Be­
richt, fasst das Ergebnis in einem Schlussbericht zusam­
men und legt diesen Schlussbericht der Landschaftsver­
sammlung zur Beschlussfassung über die Entlastung der 
Landesdirektorin/ des Landesdirektors vor. 

§ 12 
In-Kraft-Treten 

Die Rechnungsprüfungsordnung tritt am Tage nach 
ihrer Bekanntmachung im Gesetz- und Verordnungsblatt 
für das Land Nordrhein-Westfalen in Kraft. 

Gleichzeitig wird die von der Landschaftsversammlung 
am 16. Juni 1978 (GV. NRW. S. 282) beschlossene und 
zuletzt am 15. Kovember 1990 (GV. NRW. S. 645) geän­
derte Rechnungsprüfungsordnung für den Landschafts­
verband Westfalen-Lippe aufgehoben. 

Münster, den 15. November 2001 

vVurm 

Vorsitzender 
der 11. Landschaftsversammlung 

Schäfer 

Schriftführer 
der 11. Landschaftsversammlung • 

Die vorstehende Satzung wird gemäß § 6 Abs. 2 der 
Landschaftsverbandsordnung in der z. Zt. geltenden Fas-
sung bekannt gemacht. · 

Nach § 6 Abs. 3 Landschaftsverbandsordnung kann die 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Landschaftsverbandsordnung gegen Satzungen nach Ab­
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn · 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be­
kannt gemacht worden, 

c) der Direktor des Landschaftsverbandes hat den Be­
schluss der Landschaftsversammlung vorher bean­
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den J/Iangel ergibt. · 

Münster, den 15. Kovember 2001 

7125 

Schäfer 

Direktor des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe 

- GV. ::-JRW. 2001 S. 814. 

Erste Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über die Gebühren und Auslagen 
der Bezirksschornsteinfegermeisterinnen 

und Bezjrksschornsteinfegermeister 
(Kehr- und Uberprüfungsgebührenordnung -

KüGebO) 1 

Vom 20. November 2001 

Aufgrund des § 24 Abs. 1 des Schornsteinfegergesetzes 
(SchfG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
10. August 1998 (EGEL I S. 2071), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 15. September 2000 (EGEL I S. 1388), und des 
§ 1 der Verordnung über Zuständigkeiten im Schorn­
steinfegerwesen vom 5. Mai 1970 (GV. NRW. S. 339), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 31. August 1999 
(GV. NRW. S. 528), wird verordnet: 

Artikel I 

J?.ie Kehr- und Überprüfungsgebühjenordnung 
(KUGebO) vom 1. Dezember 2000 (GV. NRW. S. 711) wird 
wie folgt geändert: 

§ 1 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
„Das Entgelt beträgt für einen Arbeitswert 0,64 Euro 
zuzüglich der gesetzlichen Umsatzsteuer." 
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Artikel II 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2002 in Kraft. 

Arnsberg, den 20. November 2001 

Bezirksregierung Arnsberg 

822 

Der Regierungspräsident 

Wolfram Kuschke 

- GV. XRW. 2001 S. 816. 

Zweite Änderung der Satzung 
der Landesunfallkasse N"ordrhein-Westfalen 

Vom 7. ~ovember 2001 

Aufgestellt mit Beschluss des Vorstandes 
vom 6. November 2001 

Verabschiedet mit Beschluss 
der Vertreterversammlung vom 7. :'.'_\lovember 2001 

Genehmigt durch die Aufsichtsbehörde 
mit Schreiben vom 15. November 2001 

Die Vertreterversammlung der LandesunfaEkasse Nord­
rhein-Westfalen hat aufgrund des§ 33 Abs. l und des§ 34 
Abs. 1 Satz 1 des Vierten Buches Sozialgesetzb~ch (SGB 
IV) die folgende Satzung beschlossen: · 

Artikel I 

Die Satzung der Landesunfallkasse Nordrhein-Westfa­
len vom 11. Dezember 1997 (GV. KRW. 1998 S. 226), 
geändert durch Satzung vom 17. März 1999 (GV. NRW. 
S. 208), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 erhält der letzte Satz folgende Fas­
sung: 
,,Darüber hinaus führt sie die Insolvenzgeldum­
lage durch (§§ 358ff SGB III)." 

b) In Absatz 5 wird das Wort „Bestimn:ungen" d1...rch 
die Wörter „Rechtsvorschriften und tarifliche Re­
gelungen" ersetzt. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 4 wird das Wort „Behinderte" jeweils 
durch die Wörter „Behinderte ::.Vlenschen" bzw. 
,, behinderte Menschen" ersetzt. 

b) Nummer 9 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
,,Personen, die Blut oder körpereigene Organe, 
Organteile oder Gewebe spenden, soweit die Lan­
desunfallkasse für das Unternehmen zuständig ist, 
das die Maßnahme zur Entnahme von Blut, Orga­
nen, Organteilen oder Gewebe durchführt (§§ 2 
Abs. 1 Nr. 13 Buchstabe b, 133 Abs. 1 SGB VII)." 

c) Nummer 10 Buchstabe a erhält folgende Fassung: 
„a) auf Kosten einer Krankenkasse, für die die 

Landesunfallkasse zuständ::g ist, stationäre 
oder teilstationäre Behandlung oder statio­
näre. teilstationäre oder ambulante Leistun­
gen zur medizinischen Rehabilitation erhalten 
(§§ 2 Abs. 1 Nr. 15 Buchstabe a, 128 Abs. 1 Nr. 1, 
136 Abs. 3 Nr. 2 SGB VII)," 

d) In Nummer 14 wird der Punkt durch Komma 
ersetzt und nach Nummer 14 angefügt: 
,, 15. Personen, die sich nach § 33 a freiwillig ver­

sichert haben." 

3. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) b Nummer 12 wird das Zitat ,,§ 7 Abs. 5" durch 
das Zitat ,,§ 7 Abs. 5 und 6" ersetzt. 

b) In Xummer 13 werden vor dem Wort „Bestim­
mung" die Wörter „unbeschadet des§ 20a Abs. 3" 
eingefügt. 

c) Hinter Nummer 13 wird eingefügt: 
,,13a Wahl von Mitgliedern des P1:äventionsal~s­

scl:.usses nacb. § 20 a Abs. 5 Satz 2 und 3,". 

4. In § 13 Abs. 2 wird hinter der Nl~mmer 17 eingefügt: 
„17 a Wahl oder Vorschlag zur Wahl von Mitgliedern 

des Präventionsausschusses gemäß § 20 a Abs. 5 
Satz 2 und 3,". 

5. Irr § 14 Abs. 4 Satz 2 wird das Wort „Bediensteten" 
durch das Wort ,,Beschäftigten" ersetzt. 

6. Die Überschrift zu Abschnitt III erhält folgende::.~ 
Wortlaut: ,,Leistungen, Verfahren, Ausschüsse". 

, . In § 17 Abs. 2 Satz 1 tritt an die Ste::e des Bet:-ages 
,,120.000 D::.VI" der Betrag „75.000 Euro". 

3. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 5 wird in der Klam• er die Zahl 
.,40" durch die Zahl „44" erse:zt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „sind" durch das 
Wort ,,ist" ersetz:; Satz 2 w::rd wie folgt gefasst: 
„Für jedes Mitglied ist die Stellvertretung zu 
regeln .. " 

9. § 20 wird wie folgt geändert: 

aJ In Absatz 1 wird in der Klamr.ier das Zitat,,§ 36a 
SGB IV" durch ,, § 36 a Abs. 1 Nr. 1 SGB IV" ersetzt 
und folgender Satz angefügt: 
,,§ 20a Abs. 2 bleibt unber..ihrt." 

b) In § 20 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „sind" durch 
das ·wort ,,ist" ersetzt; Satz 2 wird vvie folgt 
gefasst: 
„Für jedes Mitglied ist die Stellvertretung zu 
regeln." 

10. Als neuer§ 20a wird eingefügt: 

,,§ 20a 
Präventionsausschuss 

(1) Der Ausschuss befasst sich vorbereitend 1:-iit 
Angelegenheiten der Verhütung von Arbeitsunfällen, 
Berufskrankheiten und arbeitsbedingten Gesund­
heitsgefahren sowie der Ersten Hilfe, die von dec1 
Selbstverwaltungsorganen nach Gesetz oder Satzung 
wahrzunehmen sind. Er berät und unterstützt den 
Geschäftsfü:::irer der Landesunfallkasse oder die von 
ih• beauftragte Vertretung im Ausschuss bei den 
laufenden Geschäften der Verwaltung des Aufgaben­
bereichs Prävention. Als ständige Aufgabe obliegt 
dem Ausschuss, den Erlass von Unfallverhütungsvor­
schriften sowie sonstiger c.ie Arbeitss~cherheit betref­
fende Regel~ngen vorzubereiten und zu beraten. 

(2) Der Ausschuss entscheidet über den Erlass von 
Widerspruchsbescheiden, soweit ein lVIitgliedsunter­
nehmen gegen eine Entscheidung des Geschäftsfüh­
rers in den unter Absatz 1 Satz 2 ausdrücklich 
aufgeführten Angelegenheiten Widerspr~ch erhebt 
(besonderer Ausschuss im Sinne von § 36 a Abs. 1 SGB 
IV). Wird einem Widerspruch abge::iol::en, so ist dem 
Ausschuss zu berichten. 

(3) Der Ausschuss ist die Stelle, die nach § 69 Abs. 1 
OWiG i. V. m. § 112 Abs. 1 und 2 SGB IV über den 
Einspruch von Versicherten und Mitgliedsunterneh­
men gegen Bußgeldbescheide gemäß § 209 SGB VII 
entscheidet. 

(4) Der Ausschuss entscheidet als Erledigungsaus­
schuss, wenn Vorstand oder Vertreterversammlung 
ausdrücklich einen entsprechende:i Auftrag erteilt 
haben. Dem Ausschuss ist es jedoch nach § 66 Abs. 1 
SGB IV verwehrt, autonomes Recht zu beschließen. 

(5) Der Ausschuss besteht aus fünf Mitgliedern der 
Selbstverwaltung; die Geschäftsführe:::-in/der Ge-
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schäftsführer oder die/der von ihr/ihm beauftragte 
Beschäftigte gehört dem Ausschuss mit beratender 
Stimme an. Vorstand und Vertreterversammlung 
wählen jeweils zwei Versichertenvertreter/innen als 
Mitglieder in den Ausschuss; soweit Vorstand oder 
Vertreterversammlung ein Mitglied wählen, das dem 
anderen Organ angehört, bedarf die Wahl der Zustim­
mung des Organs, dem das iVIitglied angehört. Eine 
Vertreterin/ein Vertreter der Arbeitgeber wird auf 
Vorschlag des Vorstandes von der Vertreterversamm­
lung als lVIitglied in den Ausschuss gewählt. § 5 Abs. 1 
Satz 3 und Abs. 2 Satz 3 gelten entsprechend. Die 
Vertreterinnen/Vertreter des Selbstverwaltung üben 
die Mitgliedschaft ehrenamtlich aus(§ 40 Abs. 1 SGB 
IV); für ihre Entschädigung und Haftung gelten§§ 41 
und 42 SGB IV entsprechend. Der Ausschuss kann 
sich eine Geschäftsordnung geben." 

11. § 24 erhält folgende Fassung: 

,,§ 24 
Beiträge und sonstige Einnahmen 

(1) Der Mittelbedarf für die Ausgaben der Landesun­
fallkasse, der ausweislich des gemäß § 70 Abs. 1 Satz 2 · 
SGB IV festgestellten Haushaltspla:::is nicht durch 
sonstige Einnahmen gedeckt ist, wird im Wege der 
Umlage durch die in Absatz 2 genannten Verpflichte­
ten aufgebracht. 

(2) Es werden folgende Umlagegruppen gebildet: 

I. Schülerunfallversicherung und Personen mit be­
sonderem Unfallversicherungsschutz: 

Versicherte nach§ 128 Abs. 1 Nr. 2 bis 9 SGB VII, 
für die nach§ 185 Abs. 2 SGB VII Beiträge nicht 
erhoben werden. Die Aufwendungen für diese 
Versicherten werden auf das Land Nordrhein­
·westfalen. vertreten durch das :iVIinisterium für 
Arbeit und Soziales, Qualifikation und Technolo­
gie, umgelegt. 

II. Versicherte bei Behörden und Organen der 
Rechtspflege: 

Beitragspflichtig für die Versicherten in Unter­
nehmen nach § 128 Abs. 1 :\f r. 1 und 10 SGB VII in 
der unmittelbaren Landesverwaltung und ihren 
Einrichtungen, den Organen der Rechtspflege, 
der Landtagsverwaltung, dem Landesrechnungs­
hof und den Staatlichen Rechnungsprüfämtern, 
beim Landesbeauftragten für den Datenschutz 
und in den Hochschulen ist das Land I~ordrhein­
·westfalen. vertreten durch das Ministerium für 
Arbeit und Soziales, Qualifikation und Technolo­
gie, soweit die Versicherten nicht einer anderen 
Umlagegruppe zugeordnet sind. 

III. Versicherte in Landesbetrieben u:::id übernomme­
nen Unternehmen: 

Beitragspflichtig für die Versicherten in den 
Landesbetrieben nach§ 14a des Gesetzes über die 
Organisation der Landesverwaltung - Landes­
organisationsgesetz (LOG NRW) - und den vor 
dem 1. Januar 2001 nach§ 128 Abs. 4 Satz 1 SGB 
VII in die Zuständigkeit der Landesunfallkasse 
übernommenen Unternehmen ist das Land Nord­
rhein-Westfalen. vertreten durch das Ministe­
rium für Arbeit· und Soziales, Qualifikation und 
Technologie. Die nach dem 31. Dezember 2000 in 
die Zuständigkeit der Landesunfallkasse über­
nommenen Unternehmen sind selbst beitrags­
pflichtig. 

IV. Freiwillig Versicherte nach§ 33a: 

Beitragspflichtig für sich selbst sind die nach 
§ 33 a freiwillig versicherten Unternehmer. 

Umlageanteil 
Der Anteil der Umlagegruppen I bis III am 
::.viittelbedarf (Absatz 1) ergibt sich aus deren 
Anteil an den Leistungsaufwendungen ohne Prä­
vention. die. soweit Daten vorhanden sind. in den 
letzten· drei abgenommenen Jahresrech:iiungen 
nachgewiesen wurden. Der Umlagegruppe III 

werden, soweit Daten vorhanden sind, die ent­
sprechenden Aufwendungen der ümlagegruppe 
IV hinzugerechnet. 

Beitrag der Umlagegruppe I 
Der Anteil der Umlagegruppe I am 1-'Iittelbedarf 
ist die vom Land Nordrhein-Westfalen für diesen 
Personenkreis zu erhebende "Cmlage.: 

Beitrag der Umlagegruppe II 
Der Anteil der Umlagegruppe II am ::.VIittelbedarf 
ist die vom Land Nordrhein Westfalen zu erhe­
bende Umlage. Um dem Land eine Binnendiffe­
renzierung dieses Urnlageanteils zu ermöglichen, 
wird ergänzend ein Hebesatz ermittelt. Der Hebe­
satz der Umlagegruppe II ergibt sich aus der 
Division ihres Umlageanteils durch die Gesamt­
zahl ihrer versicherten Personen. 

Beitrag der Umlagegruppe III 
Der Anteil der Umlagegruppe III am ::VIittelbedarf 
ist die vorn Land Nordrhein-Westfalen und den 
selbst beitragspflichtigen übernommenen Unter­
nehmen zu erhebende Umlage, die um das Bei­
tragsaufkommen der Umlagegruppe IV zu ver­
mindern ist. Dm dem Land eine Binnendifferen­
zierung dieses Umlageanteils zu ermöglichen, 
wird ergänzend ein Hebesatz ermittelt. Der Hebe­
satz der Umlagegruppe III ergibt sich aus der 
Division ihres Umlageanteils durch die Gesamt­
zahl ihrer versicherten Personen einschließlich 
der freiwillig Versicherten der Umlagegruppe IV. 

Beitrag der Umlagegruppe IV 
Der Umlagebeitrag für jede freiwillig versicherte 
Person wird in Höhe des Hebesatzes der 1.Jmlage­
gruppe III festgesetzt. 

(3) Die Vertreterversammlung kann auf Vorschlag des 
Vorstandes einen einheitlichen IVIindestbeitrag fest­
setzen. 

(4) Die beitragspflichtigen Mitglieder sind verpflich­
tet, die für die Festsetzung der Beiträge angeforderten 
Dnterlagen fristgerecht einzureichen, der/dem Beauf­
tragten der Landesunfallkasse Einblick in die zur 
Beitragsberechnung benötigten Bücher und Listen zu 
gewähren(§§ 166, 185 SGB VII) sowie die angeforder­
ten Beiträge und Vorschüsse fristgemäß einzuzahlen. 
Die beitragspflichtigen Mitglieder haberi auf Anfor­
derung Vorschüsse auf ihre Beiträge zu leisten(§§ 164 
Abs. 1, 185 SGB VII). ; 

(5) Die Beiträge werden von der/dem Geschäftsfüh­
rer/in festgestellt. Die Fälligkeit der Beiträge richtet 
sich nach § 23 Abs. 3 SGB IV. Im Monat Februar wird 
an die Beitragspflichtigen ein Bescheid über ihren 
Jahresbeitrag mit der Folge erteilt, dass die Zahlung 
am 1. April, bei Beiträgen über 250.000 Euro in drei 
Teilbeträgen am 1. April, 1. Juli und 1. Oktober fällig 
wird. Der Widerspruch gegen den Beitragsbescheid 
hat keine aufschiebende Wirkung. Der: Beitragsbe- · 
scheid enthält den zu zahlenden Betrag und die 
Fälligkeit, zusätzlich bei den Umlagegruppen II 
und III den Hebesatz. 

(6) Für Rückstände von Beiträgen und Beitragsvor­
schüssen wird ein Säumniszuschlag nach ::VIaßgabe 
des§ 24 SGB IV erhoben. Die Vollstreckung rückstän­
diger Beitragsforderungen erfolgt nach § 66 SGB X. 

(7) Beitragsansprüche können nach Maßgabe des § 76 
Abs. 2 SGB IV i. V. m. den Richtlinien über die 
Stundung, die Niederschlagung und den Erlass von 
Ansprüchen der Landesunfallkasse ~ ordrhein-West­
falen (§ 76 Abs. 2 SGB IV) nach § 13 Abs. 2 Kr. 16 
gestundet, niedergeschlagen oder erlasse:µ werden." 

12. § 25 erhält folgende Fassung: 

,,§ 25 
Betriebsmittel 

Zur Bestreitung der laufenden Ausgaben sowie zum 
Ausgleich von Einnahme- und Ausgabeschwankun­
gen ist ein Betriebsmittelbestand im Sinne des § 81 
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SGB IV anzusammeln. der die Höhe des Jahresbetra­
ges der Leistungsauforendungen ohne Prävention des 
zuletzt abgerechneten Geschäftsjahres nich: über­
steigen soll." 

13. In § 26 Abs. 1 erhalten die Sätze 1 und 2 folgende 
Fassung: ,,Die Landesunfallkasse hält zur Sicherstel­
lung ihre:- Leistungsfähigkeit eine Rücklage im Sinne 
von § 82 SGB IV bereit. Der Rücklage sir:d jährlic:i so 
lange bis zu drei vom Hundert des Betrages der 
gezahlten Renten des z:iletzt abgerechneten Ge­
schäftsjahres zuzufür..ren, bis sie die Höhe dieses 
Betrages erreicht hat." 

14. § 27 a Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) Die durch die Umlage außerhalb der Landesun­
fallkasse entstehenden Verwalt:mgskosten und Kre­
ditzinsen werden auf die u:nlagepflich:igen Unter­
nehmen mit umgelegt (§ 360 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
SGB III)." 

15. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 wird die Klammer,,(§ 12 )J"r. 8)" 
durch die Klammer ,,(§ 12 Nr. 7)" ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörte:::- .. vom 
::Vlinisterium für Arbeit. Soziales und StacÜen.t­
wicklung, Kultur und Sport" durch die Wörte:­
,,von der für den Arbeitsschutz zuständigen obers­
ten Landesbehörde" ersetzt. 

c) In Absatz 3 Satz 4 Halbsatz 1 wird nach dem Wort 
,,Vorschriften" der Hinweis „nach Absatz 1" ein­
gefügt; am Ende des Halbsatzes 2 wird das Zitat 
,,(§ 15 Abs. 5 SGB VII)" eingefügt. 

16. In der Überschrift zu Abschnitt VII werden die 
Wörter „kraft Satzung" gestrichen. 

17. § 33 Abs. 1 Satz 1 erhält :olgende Fass:u:g: 

,,(1) Personen, die nicht bei eine1"1 der in § 3 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 genannten 'C"nternehmen beschäftigt sind, 
sich aber" [Buchstaben a) bis e) unverändert] ,,auf der 
Unternehmensstätte im Auftrag oder mit Zustim­
mung des Unternehmens aufhalten, sind während 
ihres Aufenthaltes auf der Betriebsstätte gegen die 
Folgen von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten 
versichert. soweit sie nicht schon nach anderen 
Vorschriften der Versicherung unterlieger: (§ 3 Abs. 1 
Nr. 2 SGB v"'II)." 

18. Nach § 33 wird folgender § 33 a eingefügt: 

,,§ 33a 
Freiwillige Vers:cherung 

(1) Gegen die Folgen von Arbeitsunfällen und Berufs­
krankheiten können sich Personen freiwillig ve:-si­
chern, die in Kapital- oder Personenhandelsgesell­
schaften regelr.iäßig wie ein Unternehmer selbsts:än­
dig tätig sind (unternehmerähnliche Persone~-i), so­
weit die Landesunfallkasse auch für das Unterneh­
men zuständig ist und sie nic~1t schon aufgrund 
anderer Vorschriften versichert sind. 

(2) Die freiwillige Versicherung erfolgt auf schriftli­
chen Antrag bei der Landesunfallkasse. Diese führt 
ein Verzeichnis der freiwillig Versiche:-ten und bestä­
tigt den Versicherten die Versicher:mg. 

(3) Arbeitsentgelte und Arbeitseinkommen aus ande­
ren Erwerbstätigkeiten werden bei der Berechnung 
von Geldleistungen nicht hinzugerechnet. § 17 Abs. 2 
gilt entsprechend. 

(4) Die .Versicherung beginnt mit dem Tag nach 
Eingang des Antrags bei der Landesunfallkasse, 
sofen1 nicht ein späterer Zeitpunkt beantragt wird. 
Berufskrankheiten und Krankheiten. die wie Ber:ifs­
krankheiten entschädigt werden können, sind von der 
Versicherung ausgeschlossen, wenn ihre medizini­
schen Voraussetzungen vor Beginn der freiwilligen 
Versicherung vorlagen. Die freiwillige Versichen1:ig 

endet mit Ablauf des Monats, in dem ein entsprechen­
der schriftlicher Antrag bei der Landesunfallkasse 
eingegangen ist. Die freiwillige Versicherung erliscl:t, 
wenn der auf sie entfallende Beitrag oder Beitrags­
vorschuss binnen zweier Monate nach Fälligkeit :c.icht 
gezahlt worden ist. Ein neuer Antrag bleibt so lange 
unwir~sam, bis der rückständige Beitrag oder Bei­
tragsvorschuss entrichtet worden ist. Bei der Über­
weisung des lTnternehmens an einen anderen Unfall­
versicherungsträger erlischt die freiwillige Versiche­
rung mit dem Tag, an dem die ÜbeI".veisung wirksa:::n 
·wird (§ 137 Abs. 1 Satz 1 SGB VII). Im Falle 
rückwirkender Übert.veisung {§ 137 Abs. 1 Satz 2 SGB 
VII) erlisc9-t die Versicherung zu dem Zeitpunkt, zu 
dem die l:berweisung bindend wird (§ 136 Abs. 1 
Satz 4 und 5 SGB VII). Bei E:nstellung des Unterneh­
mens m::d beim Ausscheiden der versicherten Person 
aus dem Unternehmen erlischt die freiwillige Versi­
cherung mit dem Tag des Ereignisses. 

(5) Die Versict.erten sind selbst beitragspflichtig 
(§ 150 Abs. 1 Sa"!:z 2 i. V. m. § 185 Abs. 1 SGB VII). 
Beiträge werden entsprechend der Beitragshöhe für 
die Pflichtversicherten des ünternehmens unabhän­
gig von der Dauer als Jahresbeitrag erhoben." 

19. § 34 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 5 erhält folgende Fassung: 
,,5. Verstoß gegen ]\1elde-, Kachweis-, Aufzeich­

nungs-, Aufbewahrungs-, Mitteilungs-, An­
zeige- und Auskunftspflichten (§ 209 Abs. 1 
Xr. 5 bis 9 und 11 SGB VII)," 

b) Als Absatz 2 wird neu eingefügt: 
,,(2) Ordnungswidrig handelt, wer als "Cn:erneh­
mer vorsätzlich oder leichtfertig eine Auskunft 
nicht, nicht richtig, nicb.t vollständig oder nicht 
rechtzeitig erteilt oder eine Unterlage nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
vorlegt (§ 98 Abs. 1 und 5 SGB X)." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 u:id erhält 
folgende Fassung: 
,,(3) Die Höhe der Geldbuße kann in den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 1 bis 3 bis zu 10.000 Euro. in den 
Fällen des Absatzes 1 Kr. 4 und 5 bis zu 2.500 Euro 
und im Fall des Absatzes 1 Nr. 6 bis zu 5.000 Euro 
betragen {§ 209 Abs. 3 SGB VII)." 

ci) Der oisherige Absatz 3 wird Absa:z 4. 

20. De::.· Anhang zu§ 18 für Mehrleistungsbestimmungen 
gemäß § 94 SGB VII wird wie folgt geändert: 

a) In § 1 ::-Jr. 4 werden die Wörter „kö:-pereigenes 
Gewebe" durch die Wörter „körpereigene Organe, 
Organteile oder Gewebe'' ersetzt. 

b) § 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Als l\!Iehrleistungen werden gezal:lt: 
a) ein Für:fzehntel des Mindestbetrages für das 

Pflegegeld nach § 44 Abs. 2 Satz 1 SGB VII und 

b) ein etwaiger U:::ite:rschiedsbetrag zwischen dem 
Verletztengeld oder Übergangsgeld und dem 
wegen der Arbeitsur:fähigkeit entgangenen re­
gelmäßigen Nettoarbeitsentgelt oder Nettoar­
beitseinkommen. Als l\ettoarbeitsebkommen 
gilt der 450. Teil des nach § 47 Abs. 1 Satz 2 SGB 
VII zu berJcksichtigender: Betrages." 

c) § 2 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
,,(3) Das kalendertägliche Arbeitsentgelt oder Ar­
beitseinkommen ist bis zu einem Betrag in Höhe 
des 360. Teils des Höchstjahresarbeitsverdienstes 
(§ 85 Abs. 2 SGB VII i. V. m. § 17 Abs. 2) zu 
berücksichtigen. Das kalendertägliche N ettoa:r­
bei tseinkommen beträgt mindestens den 450. Teil 
der im Zeitpunkt des Versiche:-1.mgsfalls maßge­
benden Bezugsgröße (§ 18 SGB IV)." 

d) In§ 2 Abs. 5 werden die Wörter „des Versicherten" 
durch die ·wörter ,,der Versicher::en" ersetzt. 
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e) § 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
,,(2) Die Versichertenrente ohne Schwerverletzten­
zulage (§ 57 SGB VII) und die Mehrleistungen 
dürfen zusammen die in § 94 Abs. 2 Nr. 1 SGB VII 
bestimmte Höchstgrenze nicht übersteigen." 

1:) In § 4 Abs. 1 erhalten die Sätze 2 bis 5 folgende 
Fassung: 
„Von der Mehrleistung werden zunächst die durch 
das Sterbegeld der gesetzlichen Unfallversiche­
rung und der gesetzlichen Krankenversicherung 
nicht gedeckten Kosten der Bestattung bestritten 
und an die/den ausgezahlt, die/der die Bestattung 
besorgt hat. Verbleibt ein Überschuss, sind nach­
einander der Ehegatte, die Kinder, die Eltern und 
die Geschwister bezugsberechtigt, wenn sie mit 
der/dem Verstorbenen zur Zeit des Todes in häus­
licher Gemeinschaft gelebt haben. Fehlen solche 
Berechtigten, kann die Auszahlung in Härtefällen 
an die Kinder. an die Eltern oder die Geschwister 
der/des Verstorbenen erfolgen. Der Rentenaus­
schuss bestimmt nach pflichtmäßigem Ermessen 
die Bezugsberechtigte/den Bezugs berechtigten aus 
diesem Personenlr..reis." 

g) In § 4 Abs. 3 werden die Wörter „eines der in § 1 
genannten Versicherten" durch die ·wörter „einer/ 
eines der in § 1 genannten Versicherten" ersetzt. 

h) § 4 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 
,,(4) Die Hinterbliebenenrente und die iVIehrleis­
tungen dürfen zusammen die in§ 94 Abs. 2 Nr. 2 
SGB \i7I bestimmte Höchstgrenze nicht über­
schreiten. 

i) In § 5 erhalten die Absätze 1 und 2 folgende 
Fassung: 
,,(1) Versicherte nach§ 1 Nr. 4 und 5 mit Anspruch 
auf eine Versichertenrente nach einer Minderung 
der Erwerbsfähigkeit von 80 vom Hundert oder 
mehr erhalten neben den ::.VIehrleistungen nach den 
§§ 2 und 3 eine einmalige Entschädigung in Höhe 
von 30.000 Euro, wenn sie infolge des Versiche­
rungsfalls einer Erwerbstätigkeit nicht mehr 
nachgehen können (§ 57 SGB VII). 

(2) Bei Tod infolge des Versicherungsfalls erhalten 
die Hinterbliebenen des Versicherten nach § 1 
Nr. 4 und 5 neben den Mehrleistungen nach§ 4 eine 
einmalige Entschädigung in Höhe von 15.000 Euro. 
Anspruchsberechtigt sind nacheinander Ehegat­
ten, Kinder oder Eltern, wenn sie mit den Versi­
cherten zur Zeit des Todes in häuslicher Gemein­
schaft gelebt haben oder von ihnen wesentlich 
unterhalten worden sind." 

21. Dej Anhang zu§ 24 der Satzung ,Vorläufige Beitrags­
ordnung' entfällt. 

Artikel II 

(1) Diese Satzung tritt- am 1. Januar 2002 in Kraft, 
soweit sich nicht aus Absatz 2 etwas anderes ergibt. 

(2) Artikel I Nr. 2 Buchstabe d), 11 bis 13, 16, 18 und 21 
treten am 1. Januar 2003 in Kraft: Artiken ::-Yr. 11 bis 
13 sind jedoch hinsichtlich der nach dem:31. Dezem­
ber 2000 in die Zuständigkeit der Landesunfallkasse 
übernommenen Unternehmen (§ 24 Abs. 2, III, letzter 
Satz) auch für die Jahre 2001 und 2002 anzuwenden, 
soweit das Land nicht als Beitragszahler ,eintritt. 

(3) Die Vorschriften, die nach Absatz 2 erst zum 
1. Januar 2003 geändert werden oder entfallen, wer­
den für die Dauer des Kalenderjahres 2002 wie folgt 
geändert: ' 

1. In § 25 Satz 1 ,vird der Betrag „20 Mio DM" durch 
den Betrag „10 Mio Euro" ersetzt. · 

2. In der Vorläufigen Beitragsordnung (Anhang zu 
§ 24 der Satzung) wird in § 1 Abs. 3; der Betrag 
,,10 Mio DM" durch den Betrag „5 Mio Euro" 
ersetzt. Außerdem wird in § 2 Abs. 1 Satz 1 die 
Bezeichnung „das Ministerium für Arbeit, Ge­
sundheit und Soziales" durch die Bezeichnung 
,,das Ministerium für Arbeit und Soziales, Qualifi-
kation und Technologie" ersetzt. : 

Düsseldorf, den 7. November 2001 

Hans-Dieter Gotsche 

Vorsitzender des Vorstandes 

2023 

Helmut Schneider 

Vorsitzender der Vertreterversammlung 

- GV. NRW:2001 S. 817. 

Berichtigung 
der Verordnung zur Anderung 
der Entschädigungsverordnung 

vom 12. November 2001 (GV. NRW. S. 794) 

In Artikel 1 § 2 Nr. 2 ist die Angabe „über 250.000 
Einwohner 29 Euro" durch die Angabe „über 250.000 
Einwohner 34 Euro" zu ersetzen. 

- GV. NRW. 2001 S. 820. 
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